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Als wir in Riga einrückten, kamen wir in eine Stadt,
die 24 Stunden vorher noch unter der Herrſchaft revolutio-
närer Komitees ſtand. Wir kamen in ein Zentrum der ruſ
ſiſchen Revolution. Zwar waren die meiſten der Führer
geflohen. Aber die ganze Stadt atmete noch die Luft die
ſer letzten die meiſten ſagten furchtbaren Mongte.
Wie durch einen Spalt blickten wir in die gewaltige poli-
tiſche Umwälzung hinein, die heute noch unabſehbar wie
lange das öſtliche Rieſenreich erſchüttert.

Jn Riga herrſchten während dieſer Monate zahl-
reiche Jnſtanzen neben und gegeneinander. Da war
der Oberbefehlshaber der ruſſiſchen Nordarmee, der
bulgariſche Apoſtat Radko Dimitriew. Da war die Rigaer
Stadtverwaltung, deren deutſcher Bürgermeiſter
längſt in Sibirien ſaß. An ihrer Spitze ſtand ein konſerva-
tiver Lette. Die deutſche Majorität in der Stadtverord-
neten- Verſammlung war längſt gewaltſam gebrochen. Da
war der ruſſiſche Soldatenrat; Jſtkoſol, wie er ſich

Er beſtand faſt rein aus ruſſiſchen
Soldaten und hatte an der Spitze einen jüdiſchen Feld-
webel, ehemaligen Rechtsanwalt, von dem man hier einiges
Gute und viel Schlechtes hört. Dieſer Soldatenrat war
politiſch ein Parteigänger Kerenſkis und der proviſoriſchen

ſer nannte ſich Jſkolaſtrel, Rat der lettiſchen Schützen. Er
beſtand rein aus Letten und vertrat maximaliſtiſche Ten
denzen. Jn ſeinem Organ, dem „Freien Schützen“, propa-
gierte er ſofortigen Friedensſchluß. Unter ſeinem Einfluß
bildeten die lettiſchen Regimenter das zerſetzende Element
in der ruſſiſchen Nordarmee, während der Propaganda des
ruſſiſchen Jſkoſol zum großen Teile der Widerſtand zuge-
ſchrieben wird, der den deutſchen Heeren ſüdlich und öſtlich
Rigas geleiſtet wurde. Faſt rein lettiſch und ebenſo maxi-
maliſtiſch wie der Jſkolaſtrel war endlich auch der eigent-
liche Rigager Arbeiterrat, der Jſkoral. Er tagte im
Bezirksgericht am Alexanderboulevard, beſtand aus einem
großen Komitee (Padome), das über 100, und einem voll
ziehenden Ausſchuß, der ungefähr 20 Mitglieder zählte.

Dies waren die wichtigſten Jnſtanze. Neben ihnen
traten ab und zu neue Komitees für beſondre Fragen auf.
Riga bildete gegen die benachbarten Dörfer keinen feſt ab-
geſchloſſenen Bezirk. Die meiſten livländiſchen Dörfer be-
ſaßen ihren eignen „Rat der Landloſen“.

Welches die Kompetenzen dieſer verſchiedenen Komi-
tees und wie ſie gegeneinander abgegrenzt waren, darauf
habe ich hier nirgends eine beſtimmte Antwort erfahren kön
nen. Die Soldatenräte miſchten ſich ebenſo in die Zivil-
verwaltung wie der Jſkoral in die Angelegenheiten der
Front. Fortwährend flackerten Streike. auf. Der Arbeiter
rat verſuchte ſie in geordnete Bahnen zu lenken, aber die
Bewegungen wuchſen ihm über den Kopf. Die Gewerk
ſchaft der ſtädtiſchen Poliziſten zog eines Tages be
waffnet aufs Rathaus und erzwang von den eingeſchüchter-

Wo ſind
Die „Unabhängigen“ haben ſich von der deutſchen So-

zialdemokratie getrennt, weil dieſe angeblich nicht ehrlich
genug für den Frieden arbeitete. Begründet haben
die Unabhängigen dieſen ſchweren Vorwurf nie, es ſei denn

it einigen Klatſchereien und Manſchettenaufzeichnungenl en de Kragen Beratungen der Fraktion. Aber ſelbſt
angenomnmten, daß dieſe Vorwürfe ſo voll begründet und

wahr wären, wie ſie nachweislich und laut des von Haaſe
unterſchriebenen Fraktionsprotokolls unwahr ſind, ſo würde

es ſich doch immer lediglich um Sünden und Fehler der
3 kein zwinVergangenheit handeln, denen heute nachzugehen i swin

e Vedürfnis vorliegt. Politik iſt ja vor allem Tages
und da müſſen wir nun fragen, was denn heute

aufgabe;die Unabhängigen für die Herbeiführung des Friedens tun,

nachdem ihnen ange
genug getan hat.

blich früher die Sozialdemokratie nicht

war,' mußte mit anſehen, daß ſelbſt die Sanitäter in den

mee hder von den lettiſchen Bataillonen gebildet war. Die
Radikalismus ging mit gewerkſchaftlichem Nihilismus
Hand in Hand. Die Zerſetzung der Front hatte den Zu-

hatten bis Kriegsausbruch jahrhundertelang die Majorität
beſeſſen. Zuletzt auf Grund eines ſtark beſchränkten Wahl-

in der Stille. Denn öffentlich war ſie verboten. Noch heute

tiſcher und jüdiſcher Sprache. Dentſche Zeitungen, deutſche

Feldzugs die deutſche Regierung die Gelegenheit wahr, ein
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Das revolutionäre Riga.
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1. Jahrgang.

Die Niederlage der deutſchen Oberſchicht war von vorn-
Aber auf den herein beſiegelt. Aber ſie riſſen alle Kraft zuſammen. Jhr

ſtädtiſchen Bureaus arbeitete niemand länger als von 11] Konſervativismus hinderte ſie nicht, auch das radikalſte aller
bis 4 Uhr. Der Arbeiterrat, der vom beſten Willen beſeelt

Lazaretten wilde Streike vom Zaune brachen
Es war ein

betrübendes Bild von Diſziplinloſigkeit
und falſch verſtandener Freiheit, das die Maſſe der maxima-
liſtiſch-zimmerwaldiſtiſch bearbeiteten Rigaer Arbeiterſchaft
ihren heimlich lächelnden Gegnern boten. „Jhre Jdeen“
ſagte mir der ehemalige Bürgermeiſter von Riga, ein
Lette „haben durch dieſe 6 Monate ſtädtiſcher Wirtſchaft
hier einen Stoß erhalten, von denen ſie ſich ſo bald nicht
wieder erholen werden.“ Als der deutſche Stadthauptmann
die Geſchäfte im Rathaus übernahm, war die Kaſſe leer.
Riga ſtand vor dem Bankrott.

Alles politiſierte in Riga. Auch die Gymnaſiaſten.
Jedes Komitee debattierte über die höchſten Fragen der in
nern und äußern Politik. Wenn man die letzten Rigaer
Zeitungen vor unſerm Einmarſch in die Hand nimmt, ſo
findet man keine Zeile von Krieg, von drohender Gefahr,

ritten, kampften di

die Auslegung des Freiheitsbegriffs. Antimilitariſtiſcher

ſammenbruch im Jnnern zur Folge. Die Tragödie des
Leninismus fand in dem Einzug des deutſchen Siegers
ihren Abſchluß.

Die letzten Wochen des revolntionären Riga waren an
gefüllt mit einem

alles Maß überſchreitenden Wahlkampf
um die Beſetzung der ſtädtiſchen Duma. Die prvoviſo-
riſche Regierung hatte ein neues ſtädtiſches Wahlgeſetz für
ganz Rußland erlaſſen, nach dem alle Männer und Frauen
über 20 Jahre unbeſchränktes gleiches Stimmrecht hatten.
Auch die Soldaten wählten mit. Dieſe ſtädtiſchen Wahlen,
ihr Verlauf und ihre Reſultate geben ein ſo getreues Ab-
bild der verſchiedenen, um die Macht ringenden Strömun-
gen in Riga, daß ſie hier kurz ſkizziert werden ſollen.

Die Deutſchen wählten eine einzige Liſte. Sie

rechts eine ſehr knappe Majorität. Jetzt wählten die Groß
kauflenute neben dem lettiſchen Dienſtmädchen. Die Dent-
ſchen gründeten eine deutſch demokratiſche Par-
t e i. Männer und Frauen entfalteten eine rege Agitation

kleben an den Häuſern Rigas Wahlaufrufe in ruſſiſcher, let-

Verſammlungen zu geſtatten, hatte trotz allen Freiheits-

re
in ir

geredes auch das revolntionäre Riga keinen Anlaß gefühlt.

Wahlrechte zu benutzen. Alte adlige Matronen ließen ſich
ins Wahllokal fahren. Mädchen, eben dem Backfiſchalter
entwachſen, gaben ihren Zettel neben dem lettiſchen Front-
ſoldaten ab.

Die deutſche Liſte vereinigte auf ſich 23 000 Stim
men und erhielt von den 120 zu vergebenden Sitzen 19.
Das war mehr, als man erwartet hatte. Die Letten, die
die übergroße Majorität der Bevölkerung Rigas bilden
hatten ſich geſpalten und mehrere Liſten aufgeſtellt. Die
lettiſchen Maximaliſten agitierten für Kommnunismus,
Kriegsende und ein ſelbſtändiges Latwiga (Lettenland)
Sie wurden unterſtützt vom Arbeiterrat und Jſkolaſrel.
Jhr Anhang war groß an der Front wie in der Stadt, wo
faſt alle Arbeiter und Arbeiterinnen ihnen anhingen. Be-
ſonders die Dienſtmädchen Rigas bildeten eine Kerntruppe
der Maximaliſten. Mit Unterſtützung der lettiſchen Regi-
menter, die in großen Scharen an den Rigaer Wahlurnen
erſchienen, gelang es den Maximaliſten,

49 Sitze in der neuen Duma
zu eroberu. Dabei wird freilich von allen Seiten über

Terrorismus geklagt. Beſonders ſollen Tauſende von
tlingen für ſie geſtimmt haben, die niemals mit Riga

D

Ruſſen in Riga wie an der Front. Sie vertraten einen
Sozialismus und eine Friedenspolitik Kerenſtiſcher Fär-
bung, brachten es auf 22 000 Stimmen davon zwei
Drittel Frontſtimmen und erlangten 18 Sitze. Die Agi-
tation für ihre Liſte lag in den Händen des Jſtyfol.
Zwiſchen ihnen und den Letten kam es zu mehrfachen Zu-
ſammenſtößen, die einmal zu. einem regelrechten
Feuergefecht hinter der Front führten. Hie Kriegs
beendigung, hie Fortführung bis zum Siege: hie ein freies
Lettenland, hie ruſſiſcher Zentralismus; hie innere Re-
formen, hie gewaltſamere Revolution! Das waren dic
Kernpunkte ihres Streites, in welchem der uralte Gegenſatz
zwiſchen Ruſſen und Letten erneut und wild anufflammte.

Eine vierte Liſte hatten die konſervativen Letten
aufgeſtellt, das ſind die wohlhabenden, gehobenen- Letten-
ſchichten, deren einziger Kummer iſt, daß ſie trotz ihres
Wohlſtandes von den Deutſchen bisher geſellfchaftlich nicht
voll anerkannt wurden. Dieſe Gruppe brachte es auf nicht
mehr als 4000 Stimmen. Neben ihnen gab es noch kleine
Liſten von Juden, Polen und andern nationalen Grup-
pen. Zum erſtenmal wurden vier Frauen gewählt. Sie
gehörten der maximaliſtiſchen Richtung an.

Dieſe 120 neuen Abgeordneten ſollten am Montag den
3. September abends auf dem Rathaus zum erſtenmal zu
ſammentreten. Nachmittags 4 Uhr war Riga in deutſcher

Hand. n nDr. Adolf Köſter, Kriegsberichterſtatter.

ie „Anabhängigen“?
Praktiſch liegt die Friedensfrage doch ſo: Jm Spät-

herbſt gelangen die Kämpfe ſtets zu
einem gewiſſen Abſchluß;

dieſer Zeitpunkt muß für den Frieden wahrgenommen wer-
den. Sind erſt neue Kämpfe wieder im Gange, dann muß
ein neues Jahr Krieg in Rechnung geſtellt werden. Deshalb
nahm im. Dezember 1916 nach Beendigung des rumäniſchen

Friedensangebot zu erlaſſen. Man mochte es unzureichend
in der Sache und ungeſchickt in der Form finden die Tat-
ſache allein, daß eine der kriegsbeteiligten Regierungen
Friedensvorſchläge machte, war ein ungehenrer Fortſchritt
und ein Triumph der deutſchen Sozialdemokratie. Die
Entente lehnte das Friedensangebot ab. Sie verwies dar-
auf, daß ihre Kriegsziele bekannt ſeien. Sie erſtreckten ſich

in erſter Linie auf die Wiederherſtellung und volle Ent-
ſchädigung Belgiens, Serbiens und Montenegros, die Räu-
mung der beſetzten Gebiete Frankreichs, Rußlands und Ru-
mäniens, gleichfalls mit Erſatz des angerichteten. Schadens,
die Herausgabe aller Provinzen und Länder, die jemals in
der Vergangenheit den Verbündeten durch Gewalt oder
gegen den Willen ihrer Bevölkerung entriſſen worden ſeien
die Befreiung der Jtaliener, Südſlawen, Rumänen, Tſche-
chen und Slowaken von der öſterreichiſchen Fremdherrſchaſt,
die Vertreibung der Türkei aus Europa und die Befreiung
der ihrer blutigen Tyrannei unterworfenen Völker in Aſien.
Das bedeutete eine neue Kriegserklärung, die

denkbar ſchroffſte Heransforderung

der Mittelmächte, und damit war der Feldzug 1917 unver-
meidbar geworden.



Je näher nun die Waffenpauſe am Schluſſe dieſes
Jahres rückte, um ſo eifriger arbeitete die deutſche Sozial
demokratie daran, die Vorausſetzungen zu ſchaffen, um mög
lichſt dieſes Mal zum Ende zu kommen. Der Höhepunkt
dieſer Arbeit war die Friedensreſolution vom 19, Juli.
Sie wird jetzt ihre Fortſetzung in der auf ſie geſtützten
Antwort an den Papſt finden. Deutſchland wird ſich erneut
friedensbereit erklären, und es wird diesmal kein Zweifel
darüber bleiben, daß hinter dieſer Bekundung des Friedens
willens keine Eroberungsgedanken ſtecken.

Ob damit der Friede erreicht wird, iſt eine andre Frage.
Wir können natürlich hoffen, daß die Entſtehung einer
militäriſch noch ſchwachen Republik in Rußland und die
ungeheuer gewachſene Not in Frankreich und Jtalien die
Entente veranlaſſen werden, diesmal mildere Saiten auf-
zuziehen, beſonders da der verſchärfte Unterſeebootkrieg
auch England mit einer noch nicht genau abzuſchätzenden
Gefahr bedroht. Aber möglich bleibt natürlich immerhin,
daß die Entente wie im Vorjahr eine hochmütig ſchnöde
Abweiſung aller Friedensgedanken von ſich gibt, und dann
bleibt eben nichts weiter übrig, als daß das entſetzliche Mor
den noch ein Jahr weitergeht

So liegen die Dinge. Was überhaupt für den Frieden

Reſolution vom 19, Juli und der Gewinnung der Regi
rung für ihren Jnhalt getan.
hängigen? Man könnte ein Preisausſchreiben erlaſſen,

mindeſte zu ver
Gegen die Friedensreſolution im Reichstag haben die

geſtimmt. Gerade jetzt leſen wir in der e
zeitung“, dieſer Beſchluß ſei bloß ein „Wechſelbalg
mentariſcher Schwatzkunſt“. So ungefähr ſagt es der Pfar-
rer auch, nämlich der alldeutſche Pfarrer Traub oder ſein
Laienbruder Graf Reventlow. Als Stockholm die Sache des
Friedens zu fördern begann, gerieten die Unabhängigen
ſich unterdinander in die Haare, ob man hingehen ſolle oder
nicht. Franz Mehring ſchickte an Tſcheidſe einen Brief, die
Ruſſen möchten nicht mit den deutſchen Sozialpatrioten zu
ſammenkommen, und Haaſe fuhr mit ſeinen Genoſſen nach
Stockholm, um ſich, wenn irgend möglich, ſelbſt mit dieſen
„Sozialpatrioten“ an den Friedensberatungstiſch zu ſetzen.
Jm übrigen ſtanden die Unabhängigen nörgelnd abſeits,
ſprengten ein paar ſozialdemokratiſche Friedens-

getan werden konnte, hat die Sozialdemokratie mit der

Was der Krieg
19000 Tonnen.

Der deutſche Admiralſtab gibt bekannt:
Jm Sperrgebiet um England wurden durch unſre

Unterſeeboote 19 000 Bruttoregiſtertonnen verſenkt. Unter
den vernichteten Schiffen befanden ſich zwei große en g-
liſche Dampfer, einer davon anſcheinend ein Hilfs-
kreuzer oder Transporter.
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Deutſchland und Schweden.
Der Berliner Vertreter der Stockholmer Zeitung „Nya

Dagligt Allehanda“ übermittelt ſeinem Blatte den Wortlaut
der Erklärung, die die deutſche Regierung in Ange-
legenheit der Depeſchen des Grafen Lurxburg der ſchwedi-
ſchen Regierung abgegeben hat, in folgender Faſſung:

Die kaiſerliche Regierung beklagt tief, daß der ſchwedi-
ſchen Regierung infolge ihrer dankenswerten Vermittlung von
Telegrammen zwiſchen deutſchen Geſandten im Ausland und
dem Auswärtigen Amt Unannehmlichkeiten entſtanden ſind.
Die Regierung beklagt weiter, daß der deutſche Vertreter in
Buenos Aires derartige Telegramme unter Benutzung der
ſchwediſchen Vermittlung abgeſandt hat. Die Regierung hat,
ſobald ihr der Fall bekannt wurde, ihre Vertretungen im Aus-
land ausdrücklich angewieſen, dafür zu ſorgen, daß alle Ver
ſuche, die königlich ſchwediſche Regierung in Verbindung mit
dem Jnhalt der vermittelten Schlüſſeltelegramme zu bringen,
zurückgewieſen werden. Gleichzeitig betont die kaiſer-
liche Regierung ihrerſeits, daß die ſchwediſche Regierung
keine Kenntnis vom Jnhalt dieſer Telegramme ge
habt hat.

Es iſt merkwürdig, daß die deutſche Regierung eine
ſolch wichtige Erklärung auf dem Umweg über ein ſchwe-
diſches Blatt zur Kenntnis der deutſchen Oeffentlichkeit
bringt, anſtatt ihr auf direktem Wege von dieſer Erklärung
Mitteilung zu machen.

v

9

Ein 15-Millionen-Experiment.
Franzöſiſche Blätter berichten, daß in Le Mans eine

MNilitärſammelſtelle, in der ſich große Vorräte an Be-
kleidungsſtücken, Leder, Mehl, Handgranaten und Petroleum be
fanden, ein Raub der Flam men geworden iſt. Der Schaden
wird auf über 15 Millionen geſchätzt. Die Urſache des Brandes
iſt durch die Vorverhandlung klar ermittelt. Es handelt ſich um
ein Experiment.

Kurz bevor die Flammen ausbrachen, ſaßen zwei Reſerviſten
friedlich im Kellergeſchoß und philoſophierten über eine kleine
Petroleumlache, die ſich auf dem Boden gebildet hatte.
Der eine Reſerviſt meinte nachdenklich: „Es brauchte nur einer

ein Streichholz dahinein zu werfen. Da könnte man
was erleben.“

Darauf der andre, Thielleur mit Namen: „Abſolut nicht.
Petroleum brennt nicht. Da, ſieh her.

Und ſchon hatte er ein Zündhölzchen angeſtrichen und es
in das Petroleum geworfen, das gleich darauf zeigte, was es
konnte.

Aber der Reſerviſt Thielleux hatte eine gute Entſchuldigung
bei der Hand. „Nur wenige Tage zuvor“, erklärte er, „hat der
Regimentskommandeur eine Vorleſung über Brennöle gehalten.
Das Petroleum, ſagte er, unterſcheidet ſich dadurch vom Benzin,
daß es nicht wie dieſes Feuer fängt, wenn man es in Berührung
mit einem Streichholz bringt. Er hat das Experiment gemacht.
Es hat nicht gebrannt. Jch habe es auch machen wollen. Und
bei mir hat's gebrannt.“

Der Präſident des Kriegsgerichts, vor dem die Sache zur
Verhandlung kommt, konnte ſich nicht enthalten, die Bemerkung
zu machen: „Das große Unglück der Zeit iſt, daß man Offiziere
auf Poſten ſtellt, wo ein Krämer beſſer am Platze wäre.“

Der Mann. der mit ſeinem Streichholz den 15-Millionen-
Schaden anrichtete, wird daraufhin vielleicht freigeſprochen

werden.

verſammlungen, und rührten ſelbſt keinen Finger

Telegrammſport.
Hindenburg, der am 2. Oktober 70 Jahre alt wird, hat

ſich alle Telegramme und Feiern verbeten. Wer
ihn ehren wolle, ſolle Kriegsanleihe zeichnen, wenn er es
dazu hat oder ſonſt in Arbeit ſeine Schuldigkeit tun. Für
Feſte ſei die Zeit nicht da.

Sehr vernünftig! Aber aus den gleichen Gründen
wäre zu wünſchen, daß die ewige Telegraphiererei
unterbleibt. Jeder Stammtiſch, der ſich auch ohne Bier
patriotiſch zu ereifern vermag, drahtet an Kaiſer, Kanzler
und Hindenburg, an den Landesfürſten und ein paar Ge
nerale, und jeder, der antelegraphiert wird, ſchickt eine Ant
wort. Alle dieſe Antworten, insbeſondere die an die Herren
von der „Deutſchen Vaterlandspartei“, welche ſich mächtig
über den Reichstag aufregen, ſind ſehr ſorgfältig ſtiliſiert.
Man kann keinem dieſer Antwort- Telegramme nachſagen,
daß es gegen den Reichstag oder gegen den Friedenswillen
des Volkes gerichtet wäre. Aber auf der andern Seite wer-
den alle dieſe Telegramme natürlich von ihren Empfängern
ſo ausgelegt, als ob die hohen und höchſten Herrſchaften,
das Hauptquartier und die geſamte Regierung, auf ihrer
Seite gegen den Reichstag ſtänden. Würde ein ſolcher Ein
druck allgemein, ſo wäre er im Jntereſſe Deutſchlands ſehr
zu bedauern. Unter dieſen Umſtänden täten alle politiſchen
Zeitungen gut, dem Beiſpiel zu folgen, das die „Berliner
Morgenpoſt“ heute in einer redaktionellen Erklärung gibt:
Sie verzichte von jetzt an auf die Veröffentlichung der tele-
graphiſchen Korreſpondenz mit den pt. Stammtiſchlern.
Dieſem Exempel wird man um ſo eher folgen dürfen, als
die Antworttelegramme augenſcheinlich einen politiſchen
Jnhalt nicht haben ſollen.
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Ein gefährlicher Plan.
Unter dieſer Ueberſchrift bringt der „„Vorwärts“ heute

folgende aufſehenerregende Nachricht:
Von verſchiedenen zuverläſſigen Seiten geht uns die

Mitteilung zu, daß die von den All deutſchen geforderte
„Aufklärungsarbeit“ gegen die Reichstagsmehrheit an
amtlichen Stellen tatſächlich vorbereitet wird. Ge-
plant iſt eine allgemeine Propaganda gegen den „lauen
Frieden“ und die Bedeutung parlamentariſcher Beſchlüſſe.
Geiſtreicherweiſe ſoll der Staat mit dem Körper verglichen
werden, der ja auch nicht durch den „Mehrheitsbeſchluß der
Glieder“, ſondern durch den „einheitlichen Willen des
Kopfes“ regiert werde. Druckſchriften, Bilder
und Filme, die dieſe Theorie verbildlichen und vor dem
„Verzichtfrieden“ graulich machen ſollen, ſind in Vorberei
tung.Wnſprachen in dieſem Sinne werden ſchon jetzt da und

dort gehalten. Jn einzelnen Fällen iſt es ſogar vorgekom-
men, daß Vor geſetzte ihre Untergebenen aufforderten,
ſich zum Eintritt in die neue „Vate r landspartei“
zu melden. Die Leute ſind dann genötigt, allerhand Aus
flüchte zu machen „Keine Zeit! Kein Geld!“ um es
möglichſt mit ihren Vorgeſetzten nicht zu verderben.

Wir glauben nicht, ſagt der „Vorwärts“, daß der ver
antwortliche Reichskanzler hinter dieſem Treiben
ſteht, nehmen vielmehr an, daß er davon nichts weiß. Er
wird aber, um Schaden zu verhüten, dieſen Dingen nach
gehen und für Ordnung ſorgen müſſen. Uebergriffe von
Vorgeſetzten, die auf eine politiſche Beeinfluſſung
der Untergebenen hinzielen, führen notwendiger-
weiſe zur innern Zerſetzung. Auf dieſe Gefahr recht
zeitig hinzuweiſen, ſcheint uns Pflicht. Man ſoll ſich
auch nirgends dem geringſten Zweifel darüber hingeben,
daß die Ausführung jenes Planes auf entſchiedene Gegen-
wehr in der Preſſe und beſonders auch im Reichstag
ſtoßen würde.

Kleine Anfragen.
Eine Anzahl Kleiner Anfragen ſind neuerdings im

Reichstag geſtellt worden. Der Antiſemit Werner wünſcht
Auskunft über die bei der Verwaltung von Ober-Oſt ein
gerichtete beſondere Abteilung für jüdiſche Angelegenheiten,

für den Frieden.
Was aber tun die Unab S

parla-

Einen ger
zugleich Deutſchland beſtehen

ind einen Scheidemann- Frieden.

ochen? Wahrſcheinlich kämen ſie in die größte Verlegen
t, wenn ſie nun praktiſch die Friedensbedingungen feſt

gen n. Jhr Stockholmer Memorandum bJ ewegt ſichharviloſen GSemeinplätzen.

e T bhängigen vor der Geſchichte und dem
d AreiehsriatAbſ

en en Beweis dafür führen, daß ihre
plitterung moraliſch notwendig und begründet war,

dann mußten ſie zeigen, daß ſie

mehr und Beſſeres für den Frieden

leiſten konnten als die Sozialdemokratie. Statt deſſen haben
ſie gar nichts getan. Kommt die Welt erſt einmal aus
dem Kriegselend heraus, das den Unabhängigen natur-
gemöß immer neuen Stoff dafür liefert, alle andern als
mitſchuldig hinzuſtellen, dann wird das Volk ſehr bald durch-
ſchauen, wie wenig hinter dieſer nörgelnden Kritik ſteckt,
und den Unabhängigen das Zeugnis ausſtellen, daß ſie.
hervorragend getadelt und geſchimpft, aber nicht das min
deſte geſchaffen haben. Erreichen wir den Frieden, dann
muß es mit dem unabhängigen Spuk bald vorbei ſein.

über die Beſchäftigung polniſch-jüdiſcher Arbeiter in der
deutſchen Jnduſtrie, über die ſeinerzeit aufgenommene kon.
feſſionelle Statiſtik und über die „Bevorzugung der Juden
bei den Kriegsgeſellſchaften“. Jn einer Anfrage wendet
Werner ſich gegen die „Börſenjobberei“.

Genoſſe Peus will Nachricht haben über die am
3. November in Ausſicht geſtellte wohlwollende Prüfung der
Frage, ob die bisherige Benachteiligung der Diſ-
ſidenten hinſichtlich der Beförderung zum Offizier wegen

ihrer Ueberzeugung in Zukunft wegfallen ſolle.
Abg. Herzfeld (Unabh. Soz.) weiſt in einer An-

frage darauf hin, daß Verſammlungen für einen annerions-
loſen Verſtändigungsfrieden faſt ausnahmslos verboten
werden, während Verſammlungen, in denen der Krieg bis
zur völligen Niederwerfung der Gegner gefordert und ge-
waltſame Annexionen und Kriegsentſchädigung verlangt
werden, ungehindert, vielfach mit behördlicher Unterſtüt-
zung und Mitwirkung ſtattfinden; in einzelnen Provinzen
verleſen ſogar die Paſtoren auf behördliche Anordnung
Sonntags in der Dorfkirche Kundgebungen mit dieſen
Zielen. Dr. Herzfeld fragt, ob der Reichskanzler dafür ein-
zutreten gedenke, daß öffentliche und nichtöffentliche Ver
ſammlungen, in denen die Friedensbeſtrebungen erörtewr-
werden ſollen, ohne Unterſchied der Partei ungehindert
ſtattfinden können. T.

22. deutſcher Ortskrankenkaſſentag.
Jn der Ausſprache über die Fürſorge für Ge-

ſchlechts kranke hob Präſident Dr. Kaufmann (GBerlin)
die Bedeutung der Beratungsſtellen hervor, die der Referent nicht
genügend gewürdigt habe. Er machte mehrere Abänderungsvor-
ſchläge zu den Leitſätzen des Referenten, die nach weiteren Aus
henen mit einer geringen Aenderung angenommen
wurden.

Dr. Braun (Berlin) hielt dann einen Vortrag über die
fachärztliche Behandlung der chroniſchen Bein-
leiden. Seine Darlegungen wurden durch Lichtbilder wir
kungsvoll unterſtützt. Er ſagte, die chroniſchen Beinleiden ſeien
unter den kranke i en Bevölkerungskreiſen weit verbreitt
und legten den Kaſſen hohe Koſten auf. Daher ſollten die Kran-
kenkaſſen dieſer Krankheitsgruppe erhöhte Aufmerkſamkeit zur
wenden und bei der Krankenſtatiſtik beſonders erfaſſen. Fach
ärztliche Behandlung verhüte bis auf einen ingen Bruchteil
die Arbeitsunfähigkeit oder verkürze doch ihre r, entlaſte da
durch die Krankenkaſſen und erſpare den ken erhebliche Lei
den und Verdienſtausfälle.

Ueber die
Aenderung der Reicheverſicherungsordnung

hielt das erſte Referat Juſtizrat D. Mayer (Frankenthal). Er
ſtellt das Bevölkerungsproblem an die Spitze ſeiner Erörterungen
r die Umänderung der Reichsverſicherungsordnung ſolle der

n einer geſunden Bevölkerungspolitik richtunggebend
ſein. on den grundſätzlichen Aenderungen, die der Redner
vorſchlägt, ſind hervorzuheben: Bei der Verſicheru v
pflicht ſoll die Einkommensgrengze auf 4000 Mark, bei der Ver
ſicherungsberechtigung auf 6000 Mark ausgedehnt werden. Die
geſetzlichen Befreiungen von der r und die Be
freiungsmöglichkeiten ſind aufzuheben. Die Verſicherungspflicht
ſoll auf ſelbſtändige Betriebsinhaber ausgedehnt werden, die nicht
mehr als fünf Perſonen gegen Entgelt beſchäftigen. Die
Wochenhilfe müßte im Anſchluß an die Kranke n dau-
ernd gewährt werden, und zwar als Regelleiſtu die
u a ſern als Regelleiſtung ei rt. werden.ezüglich der Organiſation der Kranke rung fordert Red
ner, daß es nur allgemeine Ortskrankenkaſſen und Betriebs
krankenkaſſen geben ſoll, letztere nur bei mindeſtens 3000 Ver-
ſicherten. Der Abſchnitt t in der Reichsverſicherungs
ordnung ſei zu ſtreichen. ie Selbſtverwaltung der
Krankenkaſſen müſſe beſſer werden. Notwendig wäre
eine Verbeſſerung der Rechte der Krankenkaſſen, ſich zu verſam-
meln und zu vereinen. Die Behörden würden wohl ernt
haben, daß es ſich nicht empfiehlt, den Krankenkaſſen bei Ent-
faltung ihres Vereinigung ts Feſſeln anzulegen. Wir wollenlicht dah unſfre Forderungen werden, nein, einzelne For

n müſſen ſchon während des Krieges und mögf
lichſt bald erfüllt werden. Den Krankenkaſſen muß geſtattet wer
den, einzuführen, Leiſtungen neuer, in der
Reichsve rungsordnung nicht erwähnter Art zu ſchaffen. (Zu
ſtimmung.

Rechtsanwalt Dr. Baum führte als zweiter Referent aus,
die Krankenverſicherung müſſe mitarbeiten an der ung der
Schäden, die der Krieg uns geſchlagen, an der fung eines
geſunden Nachwuchſes. Die materiellen Leiſtungen der Kaſſen
müßten beſſer geſichert werden. Die a und Schranken, die
parteipolitiſches Mißtrauen den kenkaſſen aufgedrängt
haben, müſſen fallen. Jn der Krankenverſicherung ſoll der Geiſt
des Vertrauens vom 4. Auguſt 1914 einziehen. (Lebhafter Bei
fall.) Die Krankenverſicherung ſoll ausgedehnt werden auf alle
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breitt

van chen, erwerbstätigen Perſonen. Die reiner hre en e FrigeKranke
ſame Aufgaben.
tung ein und beſprach dabei beſonders die Beſtimmung der
R icherungsordnung über die Wahl des Vorſitzenden. Es

ſtebe nicht, hier eröffneten ſ meiner Referent ging noch t die ter

könne niemand behaupten, daß, durch dieſe Beſtimmung die Sozialdemokratie ben und geſchwächt worden ſt eder die

Stellung der Arbeitgeber z wurde. Erzielt wurde jedoch,
daß wegen der Wahl des Vorſitzenden Streitigkeiten zwiſchen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern r. Die Befürchtung,daß ozialdemokratiſche Agitatoren in Kaſſenſtellungen hineinge
bracht werden, iſt jetzt e hinfällig geworden, da Sozialdemo
kraten ſelbſt Unterſtagtsſekretäre werden können. (Heiterkeit.)
Darum können auch Beſtimmungen auf dieſem Gebiete fallen.
Wir ſtellen alle die Forderungen auf im Jnterſſe der deutſchenVolksgeſundheit. türmiſche Zuſtimmung

n die Referate über die Aenderung der Reichsverſiche
rungsordnung ſchloß ſich eine längere Beſprechung, in der Runck
(Hamburg) verlangte, daß auch das Wahlrecht zu den Verſiche
rungsämtern geändert werde. Die Beſtimmungen über das Be
ſchwerderecht bedürften ebenfalls einer Neureglung.

Nach weiteren Ausführungen, in denen auch das Recht der
Kaſſen zur Kontrolle bei den Arbeitgekern über die Gehalts
anmeldung gefordert wurde, ſtimmte der Kongreß mit großer
Mehrheit einem Antrag Gräf, Bauer und Runck zu, wonach in
den Leitſätzen der Referenten bei Organiſation der Kranken
verſicherung die Beſtimmungen über Betriebskranken-
kaſſſen geſtrichen werden. Die Forderung zu dieſem Ka-

lautet nun: „Es ſoll nur allgemeine Ortskrantkenkaſſen
geben.“

Die Vorſchläge der Referenten wurden im übrigen einer
Kommiſſion für die Abänderung der Reichsverſicherungsordnung
überwieſen.

Ueber die
Arztfrage

ſprach hierauf Geſchäftsführer Lehmann (Dresden). Es ſei
immer verſucht worden, mit den Aerzten eine Verſtändigung zu
erzielen. Wenn es nicht gelungen wäre, dann liege dies an dem
mangelnden Einfluß der Geſetzgebung auf die Aerzte. Die Hoff
nung, daß das Berliner Abkommen Frieden bringe, habe ſich nicht
erfüllt. Die Aerzte verſuchten, das Programm des Leipziger
Verbandes im Rahmen des Berliner Abkommens zur Durch-
führung zu bringen. Lehmann begründet in ſeinen weiteren
Ausführungen eine Entſch g in der geſagt wird:

Die wirtſchaftlichen Ziele des Leipziger Aerzteverbandes
ſind mit den Grundlagen der Krankenverſicherung unverein-
bar, daher konnte das Berliner Abkommen den Frieden in der
Arztfrage nicht bringen. Die Geſetzgebung muß den ärzt
lichen Beruf der Sozialverſicherung baldigſt eingliedern, wenn
deren durch den Krieg erweiterte Aufgaben gelöſt werden
ſollen. Dabei ſind die Grundlagen des Berliner Abkommens,
die ſich bewährt haben, zu übernehmen; das Schiedsverfahren
iſt jedoch durch Verhandlungszwang und durch Schaffung einer
Reviſionsinſt auszubauen. Ablaufende Verträge ſollen erſt
nach Friedensſchluß erneuert werden. Es iſt zu beachten, daß
die Wirtſchaftslage noch mehr als bisher dazu zwingt, alle
Kräfte zuſammenzufaſſen und haushälteriſch zu benutzen. Da
her gilt b Arztverträge als grundlegend: Die Zahl der Aerzte
iſt auf das im Berliner ommen bezeichnete Maß zu be-
ſchränken. Für die Höhe der ärztlichen Vergütung iſt das
kaſſenärztliche Geſamt(nkommen und die Leiſtungsfähigkeit
der Krankenkaſſen z ückſichtigen. Die Familienhilfe iſt
keineswegs höher als die Mitgliederbehandlung zu vergüten;
andernfalls kann ein Barzuſchuß für ärztliche Hilfe gewährt
werden. Bei Berechnung der ärztlichen Vergütung und Reg
lung des ärztlichen Dienſtes ſind die Krankenkaſſen durch Ver

treter zu beteiligen. Verträge ſollten von den Krankenkaſſen
erſt nach Begütachtung durch ihre zuſtändige Kaſſenvereinigung
geſchloſſen werden.

Jn der Ausſprache wandte ſich Verbandsvorſitzender
Fräßdorf gegen den Vorwurf der Aerzte, die Krankenkaſſen
bezahlten zu ſchlecht. Dieſen Vorwurf bekäme man endlich ſatt,
weil der Nachweis geführt ſei, daß die Aerzte, die nur einiger
maßen für die Kaſſe tätig ſind, geradezu fürſtliche Gehalte be
ziehen. Gera ſeien Ge halte von 34 000 und 36 000
Mark für das Jahr bezahlt worden, und trotzdem hätte das
Honorar erhöht werden müſſen. Wir wünſchen keine ſchlechte
Bezahlung der Aerzte, es ſei ihnen gern das Gehalt eines Re
gierungsrats zugebilligt, wir wünſchen aber auch nicht die Be
zahlung von Aerzten, die wir gar nicht brauchen. Wir werden
uns überlegen müſſen, ob wir weiter eine ſo große Anzahl von
Aerzten gebrauchen. Das allgemeine Intereſſe muß über das
der Aerzte gehen. (Beifall.)

ß Die Entſchließung des Referenten fand einſtimmige An
nahme.

Ueber den Punkt
Die Arzneiverſorgung der Krnkenkafſen

referierte hierauf Kaſſenvorſitzender Braß (Remſcheid). Das Ver-
hältnis der Krankenkaſſen zu den Apothekern könne bei den gegen
wärtigen wirtſchaftlichen und rechtlichen Grundlagen des
Apothekerberufs nicht befriedigend geſtaltet werden. Daher wäre
die ſchleunige Umgeſtaltung des Apothekenweſens durch Ueber
führung der Apotheken in gemiſchtwirtſchaftliche Gemeindebetriebe
zu fordern. Eine Entſchließung im Sinne der Ausführungen des
Referg en fand Zuſtimmung.

ie

Gründung einer Ruhegehaltsverſicherung deutſcher Krankenkaſſen
beſprach kurz Fräßdorf. Es wurde hierzu ein Beſchluß ge-
faßt, nach dem der Vorſtand beauftragt wird, gemeinſam mit den
übrigen beteiligten Krankenkaſſenhauptverbänden die Vorarbeiten
für die Errichtung einer deutſchen Ruhegehaltsverſicherung, die
die Intereſſen der Selbſtverwaltung und der Angeſtellten ſichert,
fortzuſetzen. Dieſe Vorarbeiten ſollen ſo gefördert werden, daß
noch im Laufe des Jahres 1917 die Errichtung einer ſolchen Ver
ſicherung vor ſich gehen kann.

Der Kongreß erledigte hierauf noch innere Organiſations,
angelegenheiten, Aenderung der Verbandsſatzungen, Entgegen-
nahme des Geſchäftsberichts und die Neuwahl des Vorſtandes.
Wiedergewählt wurden Fräßdorf als Vorſitzender, Benndorf
(Dresden) als ſtellvertretender Vorſitzender; als Beiſitzer Juſtiz
rat Dr. Mayer (Frankenthal), Kommerzienrat Simon (Berlin),
Prokuriſt Sieberts (Düſſeldorf), Kaſſenvorſitzender Gräf (Frank
furt am Main), Direktor Kohn (Berlin), Kaſſenvorfſitzender
Leichſenring (Straßburg), Kaſſenvorſitzender Rhein (Bremen) und
Stadtverordneter Würz (Stuttgart); neugewählt wurden Stadt
verordneter Scholich (Breslau) und Stadtverordneter Hof Karls-
tuhe). Die nächſte ordentliche Tagung ſoll in Kaſſel ſtattfinden.
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Ein Gewiſſenhafter.
Jn einem frangöſiſchen Militärlazarett, in dem ein Schwer-derwundeter e hatte der aufſichtführende Offizier

ein Verzeichnis der hinterlaſſenen Sachen des Verſtorbenen auf
zuſtellen. „Das iſt alles?“ fragte er den ihn unterſtützenden

itätsſoldaten. „Sie haben nichts vergeſſen?“ „Nein, auf
dem Nachttiſch lag wohl noch eine Schachtel mit Streich
hölzern, die hielt ich aber der Aufbewahrung nicht für wert.
Der Offizier geriet auf die Antwort hin in gewaltige Aufregung.

ler rief er, „der Mann war r n h
ölzer, und das ſagen Sie mir ſo nebenherl Ja, kommt es Jenn gar nicht t n Sinn, daß der Verſtorbene Verwandte hat,

g. der Aergte durch die Ausdehnung der ſPeeilte ſich, die achtlos be er fene Schachte
Der Lazarettgehilfe War wie Aus den Solken gefallen und

i iſ r u holen„Zählen Sie die befahl Offizier „Es ſind. 39 in
z et ma e öeficht das auf ſchwere Gedank

e ein au re enarbeit ſchließen ließ. „Wenn ich die den Kleidern des

könnte mich dann mit Fug und Recht der Fahrläſſigkeit
igen.

Der Fall iſt recht verwickelt. Nach viertelſtündigem reif
lichen N nken hatte er endlich das Problem glücklich gelöſt.„Halt, ich hab's!“ rief er. „Die Sache iſt ganz einfach. dechmen

Sie ein Meſſer und ſchneiden Sie allen ern die Phos-
r fe ab. Damit iſt ja jede Feuergefährlichkeit be

Der Lazarettgehilfe tat, wie ihm geheißen, und köpfte die
39 Streichhölgzer. eruhigt ſchrieb dann der Offizier in das Ver-
zeichnis: und eine Pappſchachtel van 0,07 Metern Länge
und 0,04 Metern Breite, enthaltend 89, in Worten neunund
dreißig, e ere deren mit Phosphor belegte Enden zur
Vermeidung der Feuergefährlichkeit auf meinen Befehl abge
ſchnitten wurden.“

Notizen.
Die Ueberreichung der Antwortnote an den

Papſft. Die Antwort der Mittelmächte auf die Papſtnote wird,
wie dem „Berliner Tageblatt“ aus Wien telegraphiert wird, am
20. September in München beziehungsweiſe Wien überreicht und
am 22. September veröffentlicht werden.

u

Zu den Friedenserörterungen. Die „Daily Mail“ meldet
aus Rom: Zwiſchen dem Papſt und Wilſon hat ein eingehen
der telegraphiſcher Meinungsaustauſch ſtattge
funden. Das Ergebnis ſoll den Papſt ſehr befriedigen und ſeine
Umgebung in dem Glauben beſtärken, daß weitere wichtige
Schritte des Papſtes in der Friedensfrage bevor-
ſtehen. Der „Mancheſter Guardian“ meldet, daß Lloyd George ſich
einem Vertreter der engliſchen Arbeiterunion gegenüber über die
Vorbedingungen für die Aufnahme von Friedensbeſprechungen
geäußert habe. Die wichtige Erklärung Lloyd Georges werde in
der Antwortnote Englands an den Papſt zur öffentlichen Kenntnis
kommen. Die Meinung Lloyd Georges ſei, daß der Friede
nicht mehr in unabſehbarer Ferne liege. Das Reuterſche
Bureau erfährt, daß die Alliierten den Friedensvorſchlag des
Papſtes nicht eher be antworten wollen, als bis die
Mittelmächte ihre Antwort an den Vatikan abgeſchickt haben.
Die Haltung Englands ſtimmt im allgemeinen vollſtändig mit
der Antwortüberein, die Präſident Wilſon dem Papſt

gab. vFliegerleutnant Kurt Wolff gefallen. Fliegeroberleutnant
Kurt Wolff, Ritter des Ordens Pour le Meérite, zuletzt Führer
der lange Zeit von Rittmeiſter Freiherrn von Richthofen geführ-
ten Jagdſtaffel Nr. 11, iſt am 15. September gefallen. Der
erſt Zweiundzwanzigjährige hat im ganzen 33 feindliche Flug
zeuge zum Abſturz gebracht. e

Feindliche Flieger über Süddeutſchland.Amtlich wird berichtet: Unſre Gegner unternahmen am 16. Sep
tember mehrere Vombenflüge gegen das füddeutſche Heimatgebiet.
Es wurden angegriffen: Stuttgart, Tübingen, Freu-
denſtadt, Oberndorf, St. Jngbert, Saarbrücken
und Kolmar. Bei Stuttgart wurde ein Soldat leicht verletzt, in
Freudenſtadt und Kolmar entſtand Gebäudeſchaden. Alle übrigen
Angriffe verurſachten weder Verluſte an Toten und Verwundeten
noch Sachſchaden. Drei der feindlichen Flugzeuge wurden inner
halb des Heimatgebiets ab geſ oſſen.

Vom Preußiſchen Landtag. Der „Voſſiſchen Zeitung zu
folge wird wahrſcheinlich der Preußiſche Landtag nicht am O.,
ſondern erſt am 16. Oktober wieder zuſammentreten, um den
ländlichen Abgeordneten noch Zeit für notwendige landwirtſchaft-
liche Arbeiten zu geben. Aber auch der Regierung würde, wie
angenommen wird, die Verſchiebung des Beginns der Landtags
beratungen um etwa 8 Tage willkommen ſein, weil ſie dadurch in
die Lage käme, den Wahlreformentwurf ſofort bei Be
ginn der Landtagsarbeiten vorzvrilegen. 2

„Kriegsſabotage“ in Jtalien. „Temps“ zufolge fand am
Sonnabend abend in Rom ein langer Miniſterrat ſtatt, der
in politiſchen Kreiſen lebhaften Eindruck hervorrief. Der Mi-

Hafenarbeiterſich geweigert haben, einen eingetroffenen
Getreidedampfer zu löſchen. Der Miniſterrat hieß die
von Orlando ſofort getroffenen energiſchen Maßnahmen gut und
beſchloß, mit äußerſter Energie jeden künftigen Verſuch von
Kriegsſabotage zu unterdrücken. Ferner erörterte der
Miniſterrat die zu ergreifenden Maßnahmen, um völlige Ruhe
und normale Arbeitsentwicklung in den Zonen, die für den
Kriegsbedarf arbeiten, ſicherzuſtellen. Eine amtliche Mitteilung
der Regierung fügt hinzu, daß gegenüber jedem Sabotageverſuch,
den die begehen, die das Land zyniſch aushungern wollen, jede
Nachſicht verbrecheriſch wäre. Die Regierung werde und müſſe
alles tun, um die Ausführung der verbrecheriſchen Pläne zu ver
hindern, und ſei gewiß, die bedingungsloſe Unterſtützung der
Oeffentlichkeit hinter ſich zu haben

Nene Art der U-Boot-Kriegführung. Eine
offizielle Meldung der Pariſer Blätter beſagt, daß angeſichts der
neuen Art der U-Boot-Kriegführung durch die Deutſchen, welche
n-Boote in Geſchwadern vperieren laſſen, zu erwarten
ſei, daß die neue Phaſe des UVDootKriegs einen ganz beſondern
Ernſt annehmen werde. n

Das amerikaniſche Ausfuhrverbot. Um die notwendigen
Vorräte ſicherzuſtellen, hat der Verwaltungsrat für die Ausfuhr
eine lange Liſte der Waren bekanntgegeben, deren Ausfuhr
vollſtändig verboten iſt, wofern der Verſand nicht un
mittelbaren Kriegszwecken „dient. Die Liſte führt auf: Weigzen,
Mehl, Zucker, Butter, Baumwolle, Eiſen und Stahl aller Art,
viele Chemikalien und einige andre Artikel. Hinzugefügt wird
in der Bekanntmachung, daß begrenzte Mengen der erfaßten Ar
tikel in gewiſſen andern Fällen ausgeführt werden können, wenn
es ohne Nachteil für die Vereinigten Staaten geſchehen kann oder
wenn es für notwendige mediziniſche oder pharmagzeutiſche Zwecke
erfolgt. Die Verſorgung der Verbündeten Amerikas mit
Weizen und andern fällt natürlich nicht unter dasund daß dieſe, e die Zündhölzer im Nachlaß nicht findenan ung i aten können, für den ich natürlich

dann verantwortlich gemacht werde?“

Ausfuhrverbot. Nur den Reutralen ſoll der Brotkorb höher ge
hängt werden.

niſterrat befaßte ſich mit Zwiſchenfällen in Civitavechia, wo

Ruſſiſcher demokratiſcher Kongreß. Nach
einer tersburger Meldung iſt die große demo
kratiſche Konferenz x auf den 25.Septem erfreut worden. nehmen ungefähr e Wen

nteil, die ſämtlich durch S
eingeladen worden ſind, in denen ihnen die t

Verſtorbenen beilege,“ te er, „können die Streichhölzer auf wendigkeit elegt wird, alle Kräfte des Landes zudem Transport durch Stoß oder Erſchütterung zur Selbſtentzün vereinen, um e Verteidigung zu organiſieren und r
dung kommen und das Paket in Brand ſetzen. Die Familie feſten revolutionären Gewalteiner

beizutr Jm ganzen Lande n rege Vorbereitungend San r vie verfaſſun grerehe Verſammlung
unen. zirkswahlausſchüſſe bildeten ſich bereits in

19 Provinzen.
2

Sie wollen Elſaß-Lothringen. Jn der franzöſi
ſchen Kammer und im Senat verlas Painlevé das Programm der
neuen Regierung. Jn bezug auf die franzöſiſchen Kriegs-
zi e le heißt es in dieſer Erklärung: Wenn Frankreich dieſen Krieg
fortſetzt, ſo geſchieht es, weder um zu erobern noch um ſich
zu rächen. Es geſchicht, um ſeine Freiheit und Unabhängig-
keit zugleich mit der Freiheit und Unabhängigkeit der Welt zu
verteidigen. Frankreichs Forderungen ſind diejenigen
des Rechtes ſelbſt. Sie ſind unabhängig von dem Loſe der
Schlachten. Frankreich verkündigte ſie 1871 feierlich, als es be
ſiegt war, und verkündigt ſie heute, wo es ſeine Angreifer die
Macht ſeiner Waffen hat fühlen laſſen: Die Desannexion
Elſaß-Lothringens und Erſatz für den Schaden
und die Zerſtörungen, die der Feind anrichtete. Der Abſchluß
eines gerechten Friedens, durch den kein Volk mächtig oder
ſchwach oder unterdrückt wird, eines Friedens wirkſamer
Bürgſchaften, die die Gemeinſchaft der Nationen gegen den
Angriff einer von ihnen ſichert das ſind die erhabenen Kriegs
ziele Frankreichs, wenn man überhaupt von Kriegszielen ſprechen
kann, wenn es ſich um eine Nation handelt, die jahrelang trotz
ihrer offenen Wunden alles getan hat, um der Menſchheit die
Schrecken des Krieges zu erſparen.

Bei Beginn der Sitzung verlas Deschanel ein Telegramm
Tereſtſchenkos, in welchem der Wille Rußlands, den
Kampf bis zum Siege fortzuſetzen, bekräftigt wird.

Die gefährlichen 25 000 Frank. Aus Paris wird gemeldet:
des Oberſtaatsanwalts an die Kammer, in welchem dieſer die Er
mächtigung zur Einleitung eines Verfahrens gegen den
Abgeordneten Turmel nachſucht, erinnert an die Um-
ſtände, unter denen die Entdeckung der 25 000 Frank in ſchwei-
zeriſchen Banknoten in der Kammer ſtattfand, auf die Turmel
keinen Anſpruch erhebt und über deren Herkunft er drei voneinan-
der abweichende Erklärungen gab. Eine zweimalige Ladung
beachtete Turmel nicht. Der Verdacht iſt alſo begründet, daß die
von Turmel in der Schweiz vorgenommenen Operationen einen
geſetzwidrigen Charakter hatten und unter das Geſetz fallen, das
jede Beziehung wirtſchaftlicher Art mit Untertanen feindlicher
Mächte verbietet. Jnfolgedeſſen fordert der Oberſtaatsanwalt
von der Kammer die Ermächtigung, ein Verfahren
gegen Turmel einzuleiten. Der Kammerausſchuß für
die Angelegenheit Turmel beſchloß, deſſen parlamentariſche Un
verletz lichkeit aufzuheben. Der Bericht des Aus-
ſchuſſes wird zu J der er vom 19. September
erörtert. Die zur Prüfung der Frage der Verfolgungsermächti
gung gegen Turmel gewählte Kommiſſion, die aus elf Mit-
gliedern beſteht, beſchloß einſtimmig, der vom Juſtizminiſter er
betenen Ermächtigung zur Einleitung der gerichtlichen Verfolgung
gegen Turmel zuzuſtimmen. Einige Abgeordnete wieſen darauf
hin, daß die vom Oberſtaatsanwalt angeführten Anklagepunkte
nicht ſehr triftig ſeien, fügten jedoch hinzu, daß ſie nichtsdeſto-
weniger für die Einleitung des Verfahrens ſtimmten ſchon im
Intereſſe Turmels ſelbſt, um es ihm zu ermöglichen, vollkommenes
Licht in die Angelegenheit zu bringen.

J 9

Angf ihn der Nu
Großes Hauptquartier, 19, September1917. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Jn Flandern war zwiſchen dem Houthoulſter Wald und
der Lys geſtern den ganzen Tag über der Artilleriekampf
geſteigert. Das Zerſtörungsfeuer der feindlichen Batterien, denen
unſre ſtarke Gegenwirkung ſichtlich Abbruch tat, lag wieder in
heftigſten Feuerwellen auf unſrer Abwehrzone. Abends und
heute morgen gab der Feind mehrmals Trommelfener evb,

d anterieangriffe folgten.e 2 r und St. -Quentin herrſchte lebhafte Ge
fechtstätigkeit.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Nordöſtlich von Soiſſons, am Aisne-Marne- Kanal und weſt

lich der GnippesNiederung bekämpften ſich die Artöllerien
zeitweilig unter ſtarkem Munitionseinſatz.

Auf dem Oſtufer der Maas brachen die Fran-
zoſen nach kurzer kräftiger Feuervorbereitung weſtkich der
Straße Beanmont-Vacherauville in brei Kilometer
Breite zum Angriff vor.

Die erſten in unſerm Abwehrfeuer ſchnell weichenden
Sturmwellen des Feindes wurden von den tief geglievert folgen
nen Reſerven zu erneutem Angriff vorgeriſſen. Auch dieſer ſtarke
Stoß kam im Feuer und Nahkampf zum Scheitern. Jn den
zurückflutenden Haufen fand unſre Artillerie beſonders ſohnende

iele.s Der Tag hat die Franzoſen wieder hohe Verluſte gekoſeet,

ohne ihnen den geringſten Vorteil zu bringen.
Geſtern ſind 16 feindliche Flugzeuge zum Abſturz

gebracht worden; Vizefeldwebel Thom ſchoß drei, Leutnant
Thuy zwei Gegner ab.

Oeſtlicher Kriegsſchauphatz.
Front Prinz Leopold.

Bei Dünaburg und im Vogen um Luzk hat die Fener
tätigkeit der Ruſſen merklich zugenommen.

Front Erzherzog Jpvſeph.
Starke Angriffe der Rumänen richteten ſich gegen unſre

Höhenſtellungen ſüdlich des Ojtoztals. Der ſüdlich von Grogeſci
anfänglich eingebrochene Feind wurde durch kräftigen Gegen
ſt o ß geworfen, im übrigen ſchon durch Feuer abgewieſen und
büßte außer blutigen Verluſten zahlreiche Gefangene ein.

Heeresgruppe von Mackenſen.

Bei Varnita und Muncelul wiederholten ruwänifche
Truppen ihre Angriffe, die ihnen erneut einen Mißerſolg
brachten.

Mazedoniſche Front:
Jm Becken von Monaſtir und in der Enge zwiſchen

Preſpa- und Ohrida- See verſtärkte ſich die Artillerietätigkeit.
Oeſtlich des Dojranſees kam es zu Poſtengefechten, in denen die
Bulgaren engliſche gemiſchte Abteilungen vertrieben.

eiſterDer Erſte Gen
Ludendorff.



Aultterte Aneinigkeit.
Ende Auguſt 1917 hat bekanntlich in London eine Kon

ferenz der Sozialiſten der Verbandsländer getagt.
Die Verhandlungen waren geheim, ſo daß ein ſteuographi
ſches Protokoll über die dort gepflogenen Verhandlungen
nicht vorliegt. Jn der Regel wird nach derartigen Konfe-
renzen eine offigzielle Mitteilung veröffentlicht, welche auch
die angenommenen Entſchließungen enthält. Diesmal iſt
es aber zu keiner Entſchließung gekommen, und der ver-
öffentlichte offizielle Bericht iſt abſolut nichtsſagend. Es
ſteht alſo nur ſo viel feſt, daß auf der Konferenz große Un-
einigkeit geherrſcht hat.

Was war der Grund dieſer Uneinigkeit? Einige An-
deutungen darüber findet man in einem Artikel Renaudels
in der „Humanité“ vom 1. September. Renaudel ſchreibt:

Die Konferenz der alliierten Sozialiſten führte nicht zu
den Ergebniſſen, welche die Parteigenoſſen erwarten durften.
Sie iſt ſogar gar nicht in die Debatte über die Frage einge-
treten, die Anlaß zu Meinungsverſchiedenheiten über Krieg-
führung und Friedensbedingungen hätte geben können. Der
Hauptgrund dafür iſt, daß von Anfang an eine Anzahl von

Aulllche vekunntmachungen.

Anläßlich des Quartalswechſels und der Umzugszeit werden
nachſtehenden weſentlichſten Beſtimmungen der Polizeiverord-

nung betr. das Meldeweſen vom 15. Auguſt 1893 zur Nach-
achtung in Erinnerung gebracht:

S 1. Gegenſtand der Meldung.
Zu melden iſt: 1. Jeder Zuzug von außerhalb nach dem

Stadtbezirk Halle, gleichviel ob derſelbe zum Zwecke der Wohnſitz-
nahme oder behufs dauernden oder vorübergehenden Aufenthalts
(s. B. zum Beſuch oder zur Benutzung einer Heilanſtalt) erfolgt;

jeder Fortzug nach außerhalb;
3. jeder Kmzug innerhalb des Stadtbezirks (Wohnungsver-

änderung), und zwar auch dann, wenn der Zu- oder Umziehende
die Wohnung bereits wieder innerhalb der wöchentlichen Melde-
friſt des S 3 wechfelt.

8 2. Bezeichnung des Meldepflichtigen.
Zum Me'den verpflichtet iſt:
1. der Grundſtücksbeſitzer hinſichtlich ſeiner ſelbſt und

jenigen Perſonen welchen er auf ſeinem Grundſtück Räume zum
Wohnen vermietet oder ſonſt überlaſſen hat, einſchließlich der mit
dem Familienhaupt zugleich zu- oder abziehenden Ehefrau und
Kinder;

die

der

der Inhaber einer Wohnung hinſichtlich derjenigen Per-
ſonen welchen er neben den bereits nach Nr. 1 Gemeldeten in
ſeiner Wohnung Obdach (Wohnung, Nachtquartier) gewährt, alſo
namentlich hinſichtlich ſeiner ſonſtigen Familienangehörigen,
Dienſtboten, Geſellen, Lehrburſchen, Schlafleute, Aftermieter und
der ſich bei ihm zum Beſuch aufhaltenden Perſonen.

S 3. Ort und Zeit der Meldung.
Die Meldung muß erfolgen ſowohl bei der Meldeſtelle des-

jenigen Polizeireviers, in welchem die neubezogene Wohnung
liegt (Anmeldung), als auch bei der Meldeſtelle desjenigen Re-
viers, in welchem die aufgegebene Wohnung liegt (Abmeldung).

Dieſelbe muß binnen einer Woche nach dem Eintritt des Zu
zugs, des Abzugs oder der Wohnungsveränderung, und zwar
während der Bureauſtunden der Reviermeldeämter, vormittags
von 8 bis Uhr, erſtattet werden. Für die Berechnung der Friſt
von einer Woche iſt die Vorſchrift des S 43 der Strafprozeßord-

ung maßgebend: es endigt alſo die gedachte Friſt mit Ablauf
desfenigen Tages der nächſten Woche, der durch ſeine Benennung
dem Tag entſpricht, an welchem die Friſt begonnen hat, wenn
aber das Ende der Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen
Feiertag fällt. mit Ablauf des nächſtfolgenden Werktags.

s 4. Form und Jnhalt der Meldung.
Alle An- und Abmeldungen müſſen mittels dreier gleich-

beulender Exemplare in leſerlicher Schrift unter Benutzung der
vorgeſchriebenen gedruckten Formulare ſowie unter vollſtändiger
und deutlicher Ausfüllung ſämtlicher Rubriken derſelben erſtattet
werden, und zwar: die Anmeldungen nach Formular A auf

weißem Papier und die Abmeldungen nach Formular B auf
grünem Papier.

Jede zu meldende Perſon muß auf einem beſondern Blatte
gemeldet werden. Nur bei Meldungen, welche ſich auf ein Fa-
milienhaupt bezieben, können die Ehefrau und Kinder desſelben
auf ein und demſelben Blatte gemeldet werden.

Meldungen, welche den vorſtehenden Beſtimmungen nicht
voll entſprechen, gelten als nicht erſtattet.

Zwei Exemplare der Meldung verbleiben im Meldeamt, das
dritte dagegen wird, mit dem Tagesſtempel verſehen, zurückge-
geben und iſt von dem Meldepflichtigen 3 Monate lang als Beleg
für die ſtattgefundene Meldung aufzubewahren. 2

S 5. Beſondere Vorſchriften für Zu- und Abzüge.
Jede von auswärts zuziehende Perſon iſt verpflichtet, auf

Lagdung des Vorſtandes desjenigen Polizeireviers, in welchem die-
ſelbe Wohnung genömmen oder Unterkommen gefunden hat, ſich
verſönlich zu geſtellen und unter Vorlegung des Abmeldeſcheins
des letzten Aufenthaltsorts die weiter erforderliche Auskunft über
ſeine und ſeiner Angehörigen perſönlichen Verhältniſſe zu geben.

Wer dagegen zum Zwecke des Umzugs ſeinen gewöhnlichen
Aufenthaltsort hier aufgeben will, iſt unbeſchadet der in den
vorigen Paragraphen beſtimmten Meldepflicht perſönlich ver
bunden, vor feinem Abzug bei der Meldeſtelle desjenigen Polizei-
reviers, innerhalb deſſen ſeine letzte Wohnung belegen iſt, eine
der Vorſchrift des S 4 entſprechende Abmeldung vorzulegen, welche
ihm gabgeſtempelt zurückgegeben wird und zur Legitimation bei
der Behörde ſeines neuen Wohnorts zu dienen hat.

8 9. Strafbeſtimmungen.
Ueberiretungen dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis

zu 30 Mark. im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft
geaghndet. Wenn jedoch der Meldende in der Meldung oder der-
jenige, deſſen Perſon oder Angebörige die Meldung betrifft, dem
Meldenden gegenüber wiſſentlich unrichtige Angaben gemacht
(S S) hat, tritt Geldſtrafe nicht unter 10 Mark ein.

Halle, den 15. September 1917.
Die Polizeiverwaltung.

Amtliche Bekanntmachung über die Kartoffelver
ſorgung in der Se a das Verſorgungs

a

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 23. Juni 1917

Konferenzteilnehmern es „ablehnte, die Entſchließung der
Londoner Konferenz (Febrnar 1915) zum Ausgangspunkt
der Erörterungen zu nehmen.

Wie Renaudel weiter mitteilt, machten ſich auf der
Konferenz drei Strömungen bemerkbar, und jede von ihnen
legte eine beſondere Kundgebung vor.

Jn der „Humanité“ vom 2. September 1917 wird eine
Erklärung an die deutſche Sogialdemokratie und insbeſon
dere an deren Minderheit veröffentlicht, die ganz im Geiſte
Wilſons und Ribots gehalten iſt. Sie entſpricht auch den
Zumutungen der obenerwähnten Entſchließungen der Lon-
doner Konferenz von 1915 an Deutſchland. Sie iſt unter
zeichnet von den Führern der äußerſten Rechten des alliier-
ten Sozialismus: Vandervelde, de Brouckère; Henderſon,
Hyndman, Sydney Webb; Dubreuilh, Milhaud, Renaudel,
Thomas; Berenini, Silveſtri. Dieſe Herren muten der
deutſchen Arbeitertlaſſe zu, eine Revolution zu machen. Da-
für verſprechen ſie ihr, daß ſie eventuell ihren Regierungen
nicht geſtatten werden, die aus dem innern Kampf ent-

auszunutzen.

dingungen in der ſtädtiſchen Kartoffelſtelle, Rathaus, Zimmer 31,
erfahren.

3. Die Kartoffelerzeuger.

Jeder a hat während der Ernte das Ge-wicht der geernteten Mengen täglich feſtzuſtellen und nach Ab-
ſchluß der Ernte der ſtädtiſchen Kartoffelſtelle zu melden.

Er darf bie zu ſeiner Ernte Kartoffeln auf Grund der
Lebensmittelmarken von der Stadt entnehmen und nach der
Ernte bis auf weiteres für ſich und jeden Angehörigen ſeiner
Wirtſchaft je 10 Pfund ſeiner Ernte in der Woche verbrauchen.

Die Entnahme von Kartoffeln auf Grund der ausgegebe-
nen blauen und weißen Kartoffelkarten oder auf Bezugsſcheine
iſt jedem Kartoffelerzeuger, der mehr als 200 Ouadratmeter
Fläche mit Kartoffeln beſtellt hat, ſtrengſtens verboten.

Der Kartoffelerzeuger hat die ihm vom Brotpfleger über-
gebenen Kartoffelkarten der Kartoffelſtelle bei der Erntemeldung
zurückzugeben.

Glaubt dr Kartoffelerzeuger mit ſeiner Ernte nicht auszu
reichen, ſo hat er bei der Erntemeldung unter Vorlage der Kar
toffelkarten mündlich einen Antrag auf Ueberweiſung einer ent-
ſprechenden Kartoffelmenge zu ſtellen.

1. Die Kartoffelverſorgung bis zum 28. Oktober.
Für die geſamte verſorgungsberechtigte Bevölkerung erfolat

die Kartoffelverſorgung bis zum 28. Oktober auf Grund von
Lebensmittelmarken, deren Nummern wöchentlich bekanntgegeben
werden.

5. Die Kartoffelverſorgung nach dem 28. Oktober.
Für die Zeit nach dem 28. Oktober iſt die Verſorgung ver-

ſchieden, je nachdem wöchentliche Abholung oder Verſorgung auf
längere Zeit gewünſcht wird.

a) Wöchentliche Entnahme.
Bei wöchentlicher Entnahme gelten bis zum 25. November

die an der Kartoffelfarte befindlichen Wochenmarken Nr. 1 bis 4.
Für die Zeit nach dem 25. November erfolgt beſondere Bekannt-
machung.
b) Bri Entnahme im ganzen für den erſten Verforgungszeitraum

und Abholung im Kartoffelſchuppen.
Für die Entnahme von Kartoffeln für den erſten Verſor-

gungszeitraum können gegen Abgabe der blauen und weißen
Kartoffelkarten Gutſcheine gekauft werden zum Preiſe von 7 Mk.
für einen Zentner. Es entfallen auf eine blaue Karte für Er-
wachſene 2 Zentner und auf eine weiße Karte für Kinder
1 Zentner.' Ueber den Verkauf der Gutſcheine erfolgt beſondere
Bekanntmachuyg, ſobald der Verkauf der Bezugsſcheine (ſiehe 50)
beendet iſt.

Die Nummern der Gutſcheine werden zur Abholung der
Kartoffeln aufgerufen, ſobald genügend Vorrat angeliefert iſt.
c) Bei Entnahme im ganzen für den erſten Verſorgungszeitraum

und Lieferung frei Keller.
Für dieſe Art des Bezugs werden Bezugsſcheine ausgegeben

zum Preiſe von 7,30 Mark für einen Zentner einſchließlich Lie-
ferung frei Keller.

Es entfallen ebenfalls auf eine blaue Karte für Erwachſene
2 Zentner und auf eine weiße Karte für Kinder 1 Zentner. Die
Liſte der Bezugsſcheinnehmer wird von uns dem Kreiſe über-

Wegen des Verkaufs der Bezugsſcheine verweiſen wir auf
die nachſtehende Bekanntmachung.

Wir empfehlen dieſe Art des Bezugs, da die Kartoffeln un-
mittelbar vom Erzeuger angefahren werden und ſomit bei der
Beförderung am wenigſten Not leiden. Außerdem erhält jeder
Bezugsſcheinnehmer für je 7 Pfund Kartoffeln 1 Pfund Zulage
für Schwund und Verderb.

6. Erlaubte Verbrauchsmenge.
Wer ſeine Kartoffeln für den erſten Verſorgungszeitraum

im ganzen erhalten hat, darf bis auf weitere Bekanntmachung für
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ſtehende Schwächung Deutſchlands zu Eroberungszwecken ſchließung (1915) ſteht, die einſeitig gegen Deutſchland und
Das heißt: Vandervelde, Henderſon, Hynd- OeſterreichUngarn gerichtet var.

mian. Webb, Renaudel und Thomas verlangen, daß ote
deutſche Sozialdemokratie in Deutſchland einer Bürgerkrieg
entfeſſele. Sie wollen inzwiſchen darauf achten, daß die
franzöſiſchen und engliſchen Heere nicht inzwiſchen Deutſch

land zerſchmettern.
Schon ganz abgeſehen davon, daß die Unterzeichner

dieſer Erklärung faſt während des ganzen Krieges eine 7
äußerſt parteiiſche Haltung gegen Deutſchland eingenommen 9
haben und deshalb gar nicht berechtigt ſind, ſich an die ZZD
deutſche Sozialdemokratie zu wenden, müſſen wir auch do
auf hinweiſen, daß ſie abſolut ohne Einfluß auf ihre eignen
Regierungen ſind. Wenn ſie nicht einmal imſtande waren
Päſſe zu einer Konferenz zu erhalten, wenn Henderſon ſogat

ſchon wegen der bloßen Sympathie für Stockholm ſeinen
Miniſterpoſten aufgeben mußte, wie kann man dann vo
ihnen erwarten, daß ſie die Kriegführung ihrer Länder b Landes
herrſchen könnten? Jhre Großſprechereien ſind lächerlich. toffeler

Jmmerhin hat ihr Mißerfolg auf der zweiten London liche
Konferenz gezeigt, daß ein beträchtlicher Teil der alliierta die W
Sozialiſten nicht mehr auf dem Boden der Londoner Ent. wirte

den Ba
V

Prei
Erwachſene 7 Pfund und für Kinder 32 Pfund wöchentlich ver

brauchen. die7. Zweiter Verſorgungszeitraum. Ma
Ueber die Verſorgung für den zweiten Verſorgungszeit- der L

raum, deſſen Anfang je nach der Höhe der erlaubten Verbrauch Kartt
r erſt noch feſtgeſetzt wird, erfolgt ſpäter beſondere Bekannm- gut
machung.V Wuwiderhandiungen werden nach J 17 der vorerwähnten bau

Bundesratsverordnung beſtraft. mit 6Zeitz, den 17. September 1917. für dDer Magiſtrat. Lorey. D
Jch habe heute eine Bekanntmachung betreffend Ausführungs- großen

beſtimmungen gemäß 8 12 der Bekanntmachung Nr. W. I. 1771/5. 17. von 6 P
K. R. A. vom I. 7. 17 betreffend Beſchlagnahme und BVeſtands- auch noc
erhebung der deutſchen Schafſchur und des Wollgefälles bei den e
deutſchen Gerbereien, Nr. W. J. 1492/8. 17 K. R. A. erlaſſen. könne.

Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen und in wärtig
ortsüblicher Weiſe veröffentlicht worden. 8 Mark

Magdeburg, den 20. September 1917.
Der ſtellwerkretende Kommandierende General des 4. Armeekorps. abgenon

Frhr. v. Lyncker, oder KitGeneral der Infanterie Rationà la suite des Luftſchifſer-Bataillons Nr. 2. wut2 GSGvſCcC[C-I-.—4L—S-SL.:S=e e..ee.e-e-et-ce—e—-- wärtig

Magde
aber 8,2kſlilleidet Khubenan zuge

und dem Häraus guten Waſchſtoffen in großer Auswahl preiswert te Gim Kaufhaune H. Elkan, Leipziger Strase 87. ren r

Walter Maus, Dentist
Zahnersatz in nur bestem Friedensmaterial I nicht

Gr. Steinctraße 18, gegenüber Hotel Stadt Hanne J

Fernsprecher 2684. unſrerSprechstunden I 9 l und I 7 Uhr. Sonntags nur vormittags der Unit
paſſiert iMoſſene ſſeſſer ſtadt Cheater.

Freitag den 21. September den dill. Kostümctoffe d Tiefland. J
Albert.Mäntelstoffe Anzugstoffe lgonnadend am Schilgrerſeln s d o

Famfe Hanchetter IJphigenie aufTauris
finden Sie noch in großer Auswahl Von Goethe. r
195 im Kaufhaus Sonnabend abend Natur

H. Eſk an ine7

Leipziger Straße 87.

Thalia- Theater
Gaſtſpiel des

r Stadt Theater Perſonals
Sonntag den 23. September 1917,

abends 7/2 Uhr
Flachsmann als Er

iſi
reitag, 21. September,
nachmittags Z Uhr

Konzert
Eintrittspreis 35 Pf.

Dauerkarten ſind gültig.

irherß
Komödie i von Otto Ernſt

Kleinzschocher

ihm ein treues Gedenken bewahren.
9

(R.-G.-Bl. Seite 569) wird folgendes angeordnet:
1. Die Kartwffelernte.

Die geſamte Kartoffelernte in der Stadtflur. Zeitz wird.
hiermit beſchlagnahmt.

Jede Ausfuhr von Kartoffeln iſt verboten und jede Einfuhr
uns ſofort anzuzeigener.

2. Kartoffelvertauf.

Halle a. d. S.

42624

An den Folgen einer Kopfverwundung verstarb vor einigen Tagen im Westen
der langjährige Braumeister und spätere Pächter meiner Zweig- Brauerei in Leipzig-

Herr Kurt V eise
Oberleutnant und Kompanieführer in einem Infanterie- Regiment

Inhaber des Eisernen Kreuzes.

Ich verliere in ihm einen ausgezeichneten Alitarbeiter und Freunck und werde

Er war ein vortrefflicher Mensch, hochgeschätzt von allen, die ihn Kannten,

Hermann Freyberg
Brauereibesitzer.
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Beilagge zur Volksſtimme.
Nr. 96.

Halle und Saalkreis.
Halle, 20. September 1917.

Kartoffelwucher.
Jm roten „Tag“ beſpricht der bekannte Agrarierführer,

Landesökonomierat Lucke (Wiesbaden), das Verhältnis der Kar
toffelernte zur Winterverſorgung. Er ſpricht von einer „reich
lich en Kartoffelernte“ und hält es nicht für bedenklich, daß man
die Winterverſorgung der Bevölkerung, ſei es durch die Land
wirte ſelbſt, welche in der Nähe der Städte wohnen, ſei es durch
den Bahnverſand, auf direktem Wege, wird eindecken laſſen können.

Vor allem wichtig aber iſt, was dieſer Fachmann über die
Preisgeſtaltung zu ſagen hat:

Jn bezug auf die Preisbewilligung bin ich der Anſicht, daß
die Kartoffeln bei dem Verbraucher nicht mehr als ſechs
Mark koſten dürfen. Jnnerhalb dieſes Betrags kann
der Handel im großen und kleinen ſehr wohl bei dieſer guten
Kartoffelernte dem Erzeuger immer noch einen
guten Preis zuteil werden laſſen, und wenn der Kartoffel
bauer bei der direkten Lieferung an die Kundſchaft
mit 6 Mark bezahlt wird, ſo wird es einen großen Anreiz
für dieſen geben, möglichſt ſelbſt die Lieferung zu beſorgen.

Dieſer landwirtſchaftliche Fachmann, der in ſeinen Kreiſen
großen Ruf genießt, hält alſo einen Kleinverkaufspreis
von 6 Mark pro Zentner frei Keller für ſo reichlich, daß dabei
auch noch der Bauer neben dem Händler ein gutes Geſchäft machen
könne. Nun vergegenwättige man ſich aber die Preiſe, die gegen
wärtig in der Magdeburger Gegend gezahlt werden müſſen:
8 Mark und mehr pro Zentner haben Bauern den kleinen Leuten
abgenommen, die weite Reiſen zu ihnen machten, um im Ruckſack

oder Kiepen einige Kartoffeln zu „hamſtern“, weil die kärgliche
Ration von 5 Pfund die Woche nicht ausreichte. Und der gegen
wärtig feſtgeſetzte Kartoffelhöchſtpreis beträgt für
Magdeburg frei Keller 7 Mark, wenn Magdeburger Bauern,
aber 8,25 Mark, wenn Händler die Kartoffeln liefern

Dagegen halte man die 6 Mark, an denen nach Lucke neben
dem Händler auch noch der Bauer ein gutes Geſchäft macht! Wie
gute Geſchäfte machen ſie erſt auf Koſten der Verbraucher bei den
horrenden Preiſen, die ihnen behördlich geſichert ſind!

Und nochmals die WilſonProteſte.
Die alldeutſch konſervative „Halleſche Zeitung“ kann ſich gar

nicht genug darin tun, kräftig in das antidemokratiſche Feuer
zu blaſen, zu dem der Anti-Wilſon-Funke allmählich geworden iſt.

Jetzt haben wir ſelbſt es ihr wieder angetan, weil wir in
unſrer Sonnabendnummer auch gegenüber dem Wilſon-Proteſt
der Univerſität noch einige Vorbehalte gemacht haben. Dabei
paſſiert ihr aber ein arges Pech: fie behauptet nämlich etwas, was
abſolut nicht wahr iſt.

Nach ihr hätten wir verſucht, dem guten Freund Wilſon,
den die Sozialdemokraten wegen ſeiner Salbadereien über
Demokratie und Volkswillen in ihren vergebenden Buſen
geſchloſſen haben nie iſt jetzt mehr in ſozial-
demokratiſchen Blättern ein Wort des Tadels
für Wilſons Begünſtigung des Vielverbandes wäh-

rend der vorgetäuſchten Neutralität der Vereinigten Staaten zu
leſen die halten. Die „Volksſtimme“ tutdas nicht mit offenen Worten, wie ſich das für eine gerade
Natur ſchickt, denn das wäre nicht „diplomatiſch“, aber ſie wirkt
mittelbar darauf hin, daß bei ihren Leſern der Herr Wilſon
als eine Art Heiliger erſcheint, mindeſtens als ein

Halle, Donnerstag den 20. September 1917.
„Lämmlein'“, dem der böſe „alldeutſch-konſervativ national
liberale“ Wolf im Deutſchen Reiche das Wäſſerlein trübt.

Wie verhält es ſich damit in Wirklichkeit?
Zunächſt ſei die Redensart abgetan, die ſozialdemokratiſche

Preſſe habe kein Wort des Tadels mehr gegen Wilſon. Nach einer
Zuſammenſtellung, die kürzlich die „Jnternationale Korreſpon-
denz“ über die Urteile der ſozialdemokratiſchen Preſſe zur Wil-
ſon Note machte, ergeben ſich u. a. folgende Preſſeſtimmen, wobei
wir nur die größeren Blätter herausgreifen:

Das „Volksblatt“ in Harburg nannte Wilſons Note ein
durch und durch maßlos heuchleriſches Schriftſtück.

Der Stetiner „Volksbote“ und die „Bremer Bürger- Zei
tung“ taten die Wilſon-Note als grobe Heuchelei ab. Die
„Bremer BürgerZeitung“ nannte ſie mit wüſten Dreiſtig-
keiten geſpickt.

Die SchleswigHolſteiniſche Volkszeitung“ in Kiel ſagte,
Wilſons religiöſe Phraſen wirkten wie die ſchlimmſte Gottes-
läſterung.

Die „Dresdner Volkszeitung“ konnte in Wilſons Klagen
über mangelnde Demokratie in Deutſchland nur einen Vor-
d und eine Verſchleierung der Zerſchmetterungsziele er

icken.
Das Bochumer „Volksblatt“ nannte die Note eine Heuche-
lei ohnegleichen; Unfreiheit herrſche in Wilſons kapitaliſtiſcher
Republik viel ſchlimmer als in Deutſchland.

Das „Offenbacher Abendblatt“ ſprach Wilſon, dem Staats-
leiter der großen Munitionslieferanten und Kriegsgewinnler,
jedes Recht ab, als Sittenrichter aufzutreten. Amerika wolle
einfach keinen Verſtändigungsfrieden.

Ebenſo ſchrieben „Görlitzer Volkszeitung“, „Sächſiſches
Volksblatt“, „Brandenburger Zeitung“, Hannoverſcher „Volks-
wille“ uſw.

Das „Hamburger Echo“ ſagte, Wilſons Note ſei eine groß
artige Spekulation auf die Macht der politiſchen Lüge, in deren
Handhabung er unbeſtrittener Meiſter ſei. Wilſon wolle das
deutſche Volk nur durch innere Zwiſtigkeiten mürbe machen.
Aber das deutſche Volk kümmere ſich den Teufel um Wilſon.
So wenig es ſich von irgend jemand Staatsformen und Re
gierungsmethoden aufdrängen laſſe, ſo wenig laſſe es ſich von
Wilſon dahin beeinfluſſen, diejenigen Aenderungen in der
deutſchen Verfaſſung zu erſtreben, die längſt vor Wilſon in
Deutſchland angebahnt geweſen ſeien.

Und die „Fränkiſche Tagespoſt“ in Mirnberg meinte, die
Wilſonſche Note widerſpreche nicht nur der Ehre des deutſchen
Volkes, ſondern auch aller Klugheit der Deutſchland feindlichen
Regierungen. Die Aenderung des öffentlichen und ſonſtigen
Rechts in Deutſchland kann nur Sache des deutſchen Volkes
ſein. Es iſt unmöglich, ſich von einer fremden Regierung das
aufzwingen zu laſſen, was man ſelbſt noch ſo heiß wünſcht.

Jſt das aber kein Tadel gegen Wilſon? Hat die übrige
Preſſe etwa kräftiger und deutlicher geredet?

Wie ſchrieben wir aber? Bitte fehr, man bediene ſich! Wir
beſchäftigten uns gleich in zwei Nummern hineinander und an

1. Jahrgang.

üben wolle, als ein heuchleriſches Gerede, eine Lüge, die nur
darauf berechnet iſt, politiſche Gimpel einzufangen. Jede Fort
ſetzung des Krieges iſt eine Repreſſalie gegen das deutſche Volk.
Anders können die militäriſchen Machtmittel der Entente nicht
wirken. Wer etwas andres behauptet, belügt und betrügt auch
ſein eignes Volk.

An einer dritten heißt es ſo deutlich als es nur geſchehen
kann:

Das deutſche Volk ſteckt in einer großen demokratiſchen
Bewegung. Jhr Tempo und ihr Ausmaß läßt es, ſich aber nicht
von außen vorſchreiben, ſondern es beſtimmt beides ſelbſt. Das
deutſche Volk hat in den letzten 3 Jahren Wunder der Kraft und
der Aufopferung gegen eine feindliche Uebermacht verrichtet;
es hat ſich in dem Rieſenkampf behauptet und gewéhrt, wie
vor ihm noch keins in der Geſchichte. Das deutſche Volk iſt
nicht geſonnen, ſich in ſeine häuslichen Verhältniſſe dreinreden
zu laſſen oder gar Vorſchriften darüber entgegenzunehmen.

Damit iſt die Lüge der „Halleſchen Zeitung“ auch zu ihrem
letzten Teil erledigt, und damit auch in bezug auf die einfältigen
Redensarten, die dieſes Blatt danach noch gegen uns losläßt, da ſie
ja nach dieſen unſern Aeußerungen jeden Sinn verlieren.

Mit ſolchen Gimpelfängereien iſt es alſo nichts, damit ſollte
dieſes Blatt ruhig dort bleiben, wo es auf einfältige Leute rech-
nen kann. Um dieſe Sache iſt es ihm ja auch gar nicht zu tun, es
will damit lediglich diejenigen Bemühungen ſeiner Geſinnungs-
freunde verdecken, die die plumpe Einmiſchung Wilfons in unſre
innern Verhältniſſe und die hierdurch hervorgerufenen Proteſte
dazu benutzen wollen, ihre beſonderen parteipolitiſchen Zwecke zu
erreichen: jeden Verſtändigungsfrieden unmöglich zu machen und

die Demokratiſierung Deutſchlands zu hintertreiben. Das ſagt
ja auch dieſes Blatt ſelbſt ganz deutlich, indem es am Schluß
erklärt:

Aus dem „WilſoneRummel“, von dem das Blatt weitechin
ſpricht, droht ihm die Gefahr, daß die Demokratiſierung Deutſch
lands und damit alle ſchönen Pläne der Sozialdemokratie
die ſich in dieſer Hinſicht geſchloſſen zeigt, mögen ſich „Unab-
hängige“ und „Regierungsſozialiſten“ in andern, gleichgültigern
Dingen noch fo ſehr befehden ins Waſſer fallen. Das
deutſchgeſinnte Volk mag hieraus erſehen, wohin die Reiſe
gehen ſoll.
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So ſehr man alſo auch als Sozialdemokrat gegen die Wil-
ſonNote ſein muß und es iſt die Auswüchſe, die mit dem
ganzen Proteſtrummel allmählich in die Höhe gekommen ſind
verhindern einen und dazu braucht man noch nicht einmal
Sozialdemokrat zu ſein die ganze Sache freundlich zu be
trachten. Denn es geht um mehr dabei, das ſollten ſich alle die-
jenigen demokratiſch geſinnten Leute ſagen, die noch wie hypnoti
ſiert auf die WilfonNote ſtarren.

leitender Stelle. ausführlich mit der WilſonNote (die „Halleſche e
Zeitung“ möge die Nummern vom 3. und 4. September nach
ſchlagen). Jn welchem Sinne, ſei an nur einigen kleinen Aeuße
rungen gezeigt.

An einer Stelle heißt es:
Die große Lüge, die durch die Note geht, iſt in der Hoch-chtung vor dem deutſchen Volke verſteckt, dem die ganze Wien

ſche Verachtung der deutſchen Regierung gegenüberſteht. Jn
Verbindung damit das geſchickte Blendwerk, als wenn nur die
Demokratie Deutſchland retten könnte, als wenn ſie die einzige
Sicherheit für den Friedensſchluß gewährte, und die Wieder
holung eines ähnlichen Krieges nur durch demokratiſche Garan-
tien unmöglich gemacht würde.

Und an einer andern Stelle heißt es noch deutlicher:
Deshalb klingt auch die Verſicherung der Wilſonſchen

Note, daß man keine Repreſſalien gegen das deutſche Volk aus-

Rückgabe der Kartoffelbeſtellſcheine. Diejenigen Haus
haltungen, welche die in den MarkenAusgabeſtellen verausgabten
Beſtellſcheine auf Winterkartoffeln noch nicht haben,
werden aufgefordert, dieſe ausgefüllten Vordrucke ſofort im Stadt
Ernährungsamt Marktplatz 22) I. Saal links, unter Vorlage des
Lebensmittelſcheins zurückzugeben. Die nicht rechtzeitige Ablieferung
hat Verzögerung in der Kartoffellieferung zur Folge. An Karioffel
händler oder Landwirte ſind die Beſtellſcheine nicht abzugeben.

Preiszuſchläge für Marmeladenäpfel. Der Magiſtrat gibt
bekannt, daß den Erzeugern für Marmeladenäpfel bei ſpäterer Ablieferung

folgende Aufſchläge über die Höchſtpreiſe als Aufbewahrungsprämie
gewährt werden vom 20. bis 30. September 1 Mark, vom 1. bis
15. Oktober 1,50 Mark, vom 16. bis 31. Oktober 2 Mark für den
Zentner. Dieſe Sätze gelten in Halle neben den früher bereits feſt
geſetzten Ablieferungs prämien von 1 Mark und 1,50 Mark.

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W. W. Jacobs.

(6. Fortſetzung.) Nachdruck verboten.

„Das is wie ſo'n kleinen Roman,“ ſagte Hinnerk mit
ſchwerer Stimme, als er aus der letzten Kneipe hinaus-
geſtoßen und der Riegel vorgeſchoben wurde.

„Wo woll'n wir nu hin?“
„Zurück nach's Schiff,“ entgegnete Schorſe, „komm

mit“.
„Nich bis ich ihn gefunden hab,“ ſagte Hinnerk feier-

lich, ſich vor Schorſes Hand, die ihn zurückhalten wollte,
zurückziehend.

„Du find'ſt ihm heut abend doch nich mehr, Hinnerk,
redete ihm der Koch zu.

„Wieſo nich?“ ſagte Hinnerk, ihn mit gläſernen Augen
betrachtend. „Wir ſind doch losgegangen, um ihn zu
finden!“

„Na, für eins, weil's doch dunkel is,“ antwortete der
Koch.

Hinnerk lachte höhniſch.
„Komm mit,“ ſagte Schorſe und faßte ihn wieder beim

Arme.
„Jch bin losgegangen,

Käppen finden,“ ſagte Hinnerk.
ohne ihn.“

Er pendelte die Straße hinunter, und die beiden Leute,
deren einfache Traditionen es ihnen nicht geſtatteten, einen
Schiffsgefährten in einem ſolchen Zuſtand allein zu laſſen,
ſolgten ihm brummend. Eine halbe Stunde lang ſpazierten
ſie mit ihm durch die ſtillen Gaſſen der kleinen Stadt,
wobei Schorſe nur ſchwer ſeine Ungeduld unterdrückte,
wenn der dicke Matroſe ſich von Zeit zu Zeit bückte und
Türſtufen und ähnliche Plätze nach dem Vermißten ab
ſuchte. Schließlich blieb er vor einem kleinen Hauſe ſtehen,
ging ein paar Schritte weiter, kam zurück und ging dann,

den Käppen zu finden r
„Jch geh nich zurück

als wenn er plötzlich zu einem Entſchluß gekommen wäre,

direkt darauf zu.
„Halt ihn, Koch!“ rief Schorſe, ſeinen Arm um ihn

ſchlingend,

Der Koch legte ſeine Arme um Hinnerks Nacken, und ſo
zogen die beiden ihn, mächtig ſchnaufend, fort.

„Nu kommſte aber an Bord, Du alter Hansnarr!“
ſagte Schorſe, der ſeine Geduld verlor; „wir haben den
Unſinn jetzt ſatt.“

„Laß los!“ ſagte Hinnerk.
„Willſt Du die Klingek in Ruhe laſſen?“ rief Schorſe.
„Er is da in!“ ſagte Hinnerk, einen ſchlauen Blick auf

das Haus werfend.
„Komm nu endlich mit, Du Hansnarr Du!“ wieder

holte Schorſe. „Du ſollt'ſt auch lieber nix Stärkeres trinken
als Milch.“

„Halt meine Jacke, Koch!“ rief Hinnerk, deſſen Weſen
plötzlich einen beängſtigenden Ernſt annahm.

„Sei kein Narr, Hinnerk!“ ſagte der Koch bittend.
„Halt meine Jacke!“ wiederholte Hinnerk, ihn von oben

herab betrachtend.
„Du weißt doch, daß Dik gar keine nich anhaſt,“ ſagte

der Koch verweiſend. „Kannſte denn nich ſehn, daß es 'n
Jerſey is? So dicke biſte doch nich.“

„Na, denn hilf mir, daß ich's auszieh,“ ſagte Hinnerk
gereizt.

Gegen ſeine beſſere Vernunft hielt der Koch den dicken
Matroſen, während der ſich bemühte, es auszuziehen.
Schorſe wartete, bis ſich das Kleidungsſtück, das ſehr eng
war, über ſeinem Kopfe befand. Dann ſchob er den Koch
beiſeite und packte ſein Opfer und ließ ihn ſich langſam
im Kreiſe um ſeine eigne Achſe auf dem Pflafter drehen.

„Dreh Dich dreimal 'rum un fang, wenn Du kannſt,
Hinnerk,“ ſagte er boshaft. „Na, nu ſetz Dich hin.“

Er ließ ihn auf das Pflaſter nieder und rannte ge
folgt vom Koch, fort, ihn ſeinem Schickſal überlaſſend. Jhr
letzter Blick zeigte ihnen einen dicken Vollmatroſen, deſſen
Kopf und Arme in einen Jerſey eingezwängt waren, und
der die ſeltſamſten Verrenkungen vollführte, um ſich zu be
freien, und ſeinen Gefühlen Worte verlieh, die, ſelbſt nach
dem ſie durch das fragliche Kleidungsſtück filtriert waren,
noch außerordentlich deutlich und kräftig waren. Endlich
gelang es ihm, ſich zu befteien, und nachdem er in ſeinem
Aerger das Kleidungsſtück fortgeſchleudert hatte, nahm er

es wieder auf, ſteckte es unter ſeinen Arm und ging im
Zickzack ſeinen Weg zum Schiffe zurück.

Als er am nächſten Morgen erwachte, war ſein Ge-
dächtnis nicht ganz klar, aber eine nebelige Erinnerung,
als wenn er beleidigt worden wäre, veranlaßte ihn, Schorſe
und den Koch mit deutlicher Kälte zu behandeln, die nicht
eher nachließ, als bis ſie alle an Deck an der Arbeit waren.
Das Arbeiten beim Zement iſt eine trockene Sache, und ſo
geſtattete denn der dicke Matroſe, nachdem er ſein Herz
eine Zeitlang mit Härte gepanzert hatte, dem Koch, ihn
in die Kombüſe zu rufen und ihm einen Becher kalten
Kaffee anzubieten, der vom Kajütentiſch übriggeblieben
war. r

Der Koch wuſch den Becher auf und ſetzte ſich, das
ſtaubige Deck der Hitze des Feuers vorziehend, hin, um
eine Schüſſel Kartoffeln zu waſchen. Das war eine Arbeit,
die zum Nachdenken veranlaßte, und ſeine Gedanken
kehrten, wie er ſo ſinnend ans Ufer blickte, zu Kapitän
Häſeler zurück, und wie er wohl am beſten zu finden wäre.
Es war klar, daß die Photographie ein wichtiger Faktor
bei der Suche war, und von einer neuen Jdee erfaßt, ließ
er die Kartoffeln ſtehen und ſtieg in die Kajüte hinab,
um ſie zu ſuchen. Er fand ſie auf einem Vort in der
Kabine des Kapitäns und ging wieder an Deck und dann
an Land.

Von den erſten drei Leuten, die er anredete, konnte er
keine Auskunft erhalten. Sie beſahen ſich alle neugierig
die Photographie und machten ihre Bemerkung dazu, meiſt
wenig ſchmeichelhafter Art, aber alle ſtimmten darin über-
ein, daß in Nordermünde kein Menſch ſei, der ſo ausſehe.
Der Koch wollte die Arbeit ſchon als nutzlos aufgeben und
an Bord zurückkehren, als er einen alten Fiſcher erblickte,
der ſich an einen Pfoſten lehnte.

„Schönes Wetter, Maat,“ ſagte der Koch.
Der Alte entfernte höflich einen kurzen Kalkſtummel

aus ſeinem runzeligen Munde, um zu nicken, und ſteckte ihn
dann wieder hinein und blickte ſeewärts.

„Haben Sie 'mal ſo jemand geſehn?“ fragte der Koch,
ihm das Bild hinhaltend.

(Fortſetzung folgt.)



Ueber die Vera diGemüſe und Obſt rigen V n e
r Wagen darf enwe zu menmus g verboten.gewerbsmäßig nur mit Genehntgun der rig tigeſt e

ehar C e zu l oder Obſtkraut verarbeitetn. genommen hiervon iſt die von BirnenObſtkraut in dem Falle, wenn dieſe von Se innerhalb der
Greuzen ihres Hausbedarfs einem andern mit der Maßgabe übertragen
wird. das hergeſtellte Obſtkraut wieder an den Auftraggeber

von

F Alle Mittel gelten. Geſtern mußten wir an dem Beiſpiel
eines an ſich wenig Vortrags (an dem einer Frau van
Brackel über ihre Erlebniſſe in franzöſiſcher Gefauyenſchaft) zeigen.
daß ſelbſt ſolche Gelegenheiten dazu benutzt werden, gegen die Be
mühungen der Reichstagsmehrheit für einen angeblich „undeutſchen“
Frieden anzurennen. heute ſind wir in der Lage, das ſchon wieder
tun zu müſſen. Ein Privatdozent Spethmann (Verlin) hat ebenfalls
dieſer Tage hier in einem Lichtbildervortrag über „Kanal und. Oſtküſte
Englands, London und die Londoner“ geſprochen an ſich ja ein Thema,
das harmlos ſein kann, wenn es das auch nicht immer zu ſein braucht.
Danach nun daukte der Juſtizrat Elze, jedenfalls der Veranſtalter, dem
Vortragenden für ſeine Ausführungen, und wies darauf hin, wie auch dieſer
Vortrag wieder gezeigt habe, daß der engliſche Volkscharakter grund
verſchieden von dem deutſchen ſei, und eine Vetternſchaft zwiſchen beiden
Nationen nicht beſtehen könne. Noch energiſcher aber müſſe ſich jeder Deutſche
gegen Amerika wenden, das es in dieſen Tagen gewagt have, dem deutſchen
Volke Vorſchriften zu machen. um es in ſeiner Treue zum Herrſcher
hauſe wankend zu machen, und dadurch das deutſche Volk ſchwer
veleidigte. Profeſſor Bremer ging auf dieſe Angelegenheit des nähern
ein und zeigte, wie das ganze deutſche Volk einig in der Abweiſung
der Wilſonſchen Anmaßung ſei. Notwendig ſei es, daß überall ſchärfſter
Proteſt erhoben und die Treue gegen unſer Herricherhaus betont werden
müßte. Eine vom Redner vorgebrachte längere Entſchließung in dieſem
Sinne fand die jubelnde Zuſtimmung der Anweſenden. Solche Vor
fommniſſe zeigen deutlich, daß nichts unverſucht gelaſſen wird, um eine
Stimmung im Volke zu erzeugen, die ſich jeden Verſtändigungs-
ventühungen der Reichtagsmehrheit in den Weg ſtellt. Um ſo mehr
müſſen aber auch alle vernünftig denkenden Voiksteile aufpaſſen, und
müſſen zugleich dieſelbe Bewegungsfreiheit haben, die alle dieſe Leute
in ſo überaus weitreichendem Maße haben.

Allgemeine Veſchränkung des Güterverkehrs. Zur
Gewinnung von Wagen für den Ladungsverkehr (Kartoffeln, Getreide,
Düngemittel) wird von Donnerstag den 20. September an die An
nahme von beſchleunigtem Eilftückgut. Eilſtückgut und Frachtſtückzut ge
ſperrt, ausgenommen ſind diejenigen Güter, die ſchon während der bis
herigen Annahmeſperren zur Beförderung zugelaſſen waren. Vom
gleichen Tage an werden Sendungen, deren einzelne Stücke mehr als
100 Kilogramm wiegen, von der Annahme als beſchleunigtes Eilgut
und Eilgut ausgeſchloſſen. Ferner gelten vom gleichen Tage an für
Expreßgut folgende Beſchränkungen 1. Das Einzelgewicht eines Stückes
darf 50 Kilogramm nicht überſteigen. 2. Kleinere Stücke bis zu 5 Kilo
gramm, die mit der Poſt befördert werden können, werden zurückge-
wieſen. Abſendern wird Auflieferung ver der Poſt anheimgeſtellt. 3. Be
'onders ſchwer zu verladende, ſehr umfangreiche und ſperrige Güter
werden nicht angenommen.

Zur Förderung des Poſtverkehrs geben die Poſtbehörden
dem Publikum folgende Ratſchläge: Große Sorgfalt in der Auf-
ſchrift und Verpackung der Poſtpakete wird von neuem dringend
empfohlen, um Abſender und Empfänger vor Schaden zu be-
wahren. Unbedingt erforderlich iſt, den Beſtimmungsort der
Pakete ſorgfältig und deutlich mit hervortretenden Schriftzeichen
niederzuſchreiben und zu unterſtreichen. Es empfiehlt ſich ferner,
daß die Abſender in den Paketaufſchriften nicht nur die amtliche
Bezeichnung der Poſtorte angeben, ſondern abgeſehen von den
Orten mit dem Sitz einer Oberpoſtdirektion und ſonſtigen allge-
mein bekannten großen Städten auch zuſätzliche Bezeichnungen
Oberpoſtdirektionsbezirk oder Kreis, Provinz. Bundesſtaat, Fluß,
Gebirge oder dergl.) hinzufügen, um den jetzt im Verteilungs-
dienſt beſchäftigten wenig geübten Hilfskräften die richtige Leitung
zu erleichtern. Viel zu klagen iſt über die ungenügende Ver-
packung der Pakete. Jm eignen Vorteil der Poſtbenutzer liegt es,
die Pakete unter Verwendung guter und ausreichender Zutaten
entſprechend der Beförderungsſtrecke, dem Umfang der Sendung
und der Beſchaffenheit des Inhalts recht haltbar und ſichernd zu
fertigen.

Die Lebensmittelpreiſe in Reſtaurants. Viele Reſtau-
rateure und Cafetiers glauben, auf ſie könnten die Preiswucher-
vorſchriften des Bundesrats keine Anwendung finden. Dieſe Auf-
faſſung iſt eine irrige, wie ein Strafprozeß zeigt, der jetzt das
Kammergericht beſchäftigte. Jm Kaffeehaus von Bartek in Ber-
lin war dem Gaſte M. eine Schrippe mit Käſebelag für 60 Pfg.
verkauft worden. Der Belag beſtand aus drei dünnen Scheiben
Käſe, die zuſammen einen halben Harzer Käſe ausmachten. Nach
der Bekundung des Zeugen M. war keine Butter auf der Schrippe.
Herr Bartek wurde vom Landgericht wegen übermäßiger Preis-
ſteigerung zu einer Geldſtrafe von 30 Mark verurteilt. Begrün-
dendv urde ausgeführt: Den Angeklagten habe die Schrippe
30 Pfg. und der halbe Harzer Käſe 1218 Pfg. gekoſtet, zuſammen
alſo 16 Pfg. Selbſt wenn man ſehr weit gehe und für das Kon-
zertcafe unter Berückſichtigung aller Unkoſten des Geſchäfts einen
Aufſchlag von 100 Prozent zulaſſe, ſo kämen als angemeſſener
Verkaufspreis 32 Pfg. heraus. Die überſchießenden 28 Pfg. wür
den einen übermäßigen Gewinn darſtellen. Wenn der Angeklagte
behaupte, für ſolche Schrippen ſei in andern Lokalen ſchon 1 Mark
gefordert und bezahlt worden, ſo möge das ja vorgekommen ſein.
Es ſtelle aber auf jeden Fall eine ungeſunde übermäßige Preis-
ſteigerung dar. Daran habe ſich der Angeklagte in ſeinem Falle
beteiligt. Das Kammergericht verwarf die vom Angeklagten
eingelegte Reviſion mit folgender Begründung: Ohne Rechts
irrtum habe das Landgericht feſtgeſtellt, daß ein übermäßiger Ge-
winn gefordert und erzielt wor ſei. Falſch ſei auch der Ein-
wand des Verteidigers, daß ein Konzertcafe nicht unter die
Bundesratsverordnung über den Preiswucher fallen könne. Es
ſei nicht erſichtlich, worauf er ſich dabei ſtützen wolle. Die Ver-
ordnung ſpreche allgemein von übermäßigen Preisſteigerungen
für Gegenſtände des täglichen Bedarfs. Danach komme es gar
nicht darauf an, in was für Lokalitäten der übermäßige Preis
gefordert werde.

Die dritte diesjährige Schwurgerichtsperiode beginnt
Montag den 24. September und wird folgende Verhandlungsgegen-
ſtände umfaſſen: 1. am 24. September gegen den Holzarbeiter Franz
Korus und den Arbeiter Karl Grefling wegen ſchwerer Urkundenfälſchung
und Beihilfe dazu 2. am 24. September gegen den Badeanſtaltsbeſitzer
Friedrich Schwarz wegen Abtreibung 3. am 25. September gegen den
Monteur Alfred Knauf wegen wiſſentlichen Meineids; 4. am 25. Septem
ver gegen die Ehefrau Jda Olberg geb. Natho wegen Abtreibung
5. am 26. September gegen den Kutſcher Max Keller wegen ſchwerer
Urkundenfälſchung in Tateinheit mit Betrug, einfachen Diebſtahls im
Rückfall, unberechtigten Tragens von Uniformen und Ehrenzeichen
6. am 26. September gegen den ruſſiſchen Arbeiter Auton Sokol wegen
Körperverletzung mit Todeserfolg 7. am 27. September gegen den
Arbeiter Otto Urban wegen ſchwerer Urkundenfälſchung in Tateinheit

mit Betrug.
Eigentümer geſucht. Bei einer Frau, die wegen mehrfacher

Einmietebetrügereien feſtgenommen worden iſt, ſind nachſtehende Sachen
vorgefunden worden eine ſchwarze gehäkelte Handtaſche mit lila
ſeidenem Futter und geknüpften Franſen; ein dunkelblauer Regenſchirm
mit doppelter, bunter Kante, graubraunem Rohrſtab mit gebogener
Krücke; ein Paar graue, wollene Handſchuhe; ein weißleinener Unter
rock mit Spitze (Lochſtickerei): ein Haus und ein Flurſchlüſſel. Da
die Sachen zweifellos aus Einmietediebſtählen herrühren. werden die
Eigentümer erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei. Dreyhauptſtraße 6,

Krieg 1917/187 ber den fortev elnder n (undes wohl kaum) in dezug auf das und das kommende
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war erzeugte Erdbeermarmelade, die zu dem verhältnismäßig billigen Preiſe von Mark 1,40
für 700 Gramm brutto in den Handel kommt. Die zweite Sorte war
ſogen. Auslandsmarmelade, eine Miſchung aus A und Pflaumen.
Beide Sorten erwieſen ſich als vorzüglich im Geſchmack. Vor allem unter
ſcheiden ſich die heurigen Sorten von verrufenen Vorgängerinnen durch
den auffallenden Süßigkeitsgeſchmack. Er iſt von derartiger Stärke, daß das
Mus ohne im Geſchmack zu verlieren, durch Streckungsmittel verdoppelt
werden kann.“ Leider kommt hinterher doch noch ein Pferdefuß. Es
heißt nämlich weiter: „Bis zum 15. Oktober wird, wie man uns ver
ſicherte, ausſchließlich
Termin ab läßt ſich dann ein Ueberblick gewinnen. ob bei der ſpäter
herzuſtellenden Marmelade eine Streckung nötig ſein wird. Falls dies
zuzrifft, werden in dieſem Jahre dazu ausſchließlich Mohrrüben, Runkel
rüben und Kürbiſſe verwendet. Ein Verſuch, ob auch Gurken als
Streckungsmittel dienen könnten, iſt noch nicht abgeſchloſſen.“ Das iſt
ein bitterer Tropfen in den Freudenbecher, oder, um im Bilde zu
bleiben eine ſchwere Runkelrübe auf den Marmeladenteller. Denn
wenn auch die Herren Preſſenörgler jetzt das beſte Kriegsmus genoſſen
haben. was nützt uns das, wenn hin doch wieder ge-miſcht bei
nahe hätten wir „gemanſcht“ geſchrieben) wird

Von der Strafkammer. Der jugendliche belgiſche Arbeiter
Hubert Colette entwendete ſeiner Wirtin aus einem unver-
ſchloſſenen Schranke Brotmarken und eine kleine Geldſumme.
Das Gericht erkannte auf eine Gefängnisſtrafe von 4 Monaten
abzüglich 6 Wochen Unterſuchungshaft. Wegen Sittlichkeits-
verbrechens wurde der polniſche Arbeiter Stanislaus Kapryzak
zu 1 Jahr Gefängnis, abzüglich 1 Monat Unterſuchungshaft,
verurteilt. Ebenfalls wegen Sittlichkeitererbrechens wurde der
Arbeiter Franz Grünreif zu 1 Jahr Zuchthaus und 5 Jahren
Ehrverluſt verurteilt. Wegen Diebſtahls und intellek
tueller Urkundenfälſchung hatte ſich der Fürſorgezögling R. zu
verantworten. Der ſchon vorbeſtrafte Angeklagte war hier zu
einem, Schneidermeiſter in die Lehre gegeben worden, von wo
aus er mit den Papieren eines Kameraden flüchtete und in Köln
und Duisburg Brotkartendiebſtähle und Unterſchlagungen be-
ging. Er verbüßte die Strafen, die er daraufhin erhielt, auf
den Namen der geſtohlenen Papiere. Fernerhin entwendete R.
ſeinem Stiefbruder 130 Mark bares Geld, einen zug Hut und
Perſonalpapiere. Das Gericht erkannte gemäß dem Antrag des
Staatsanwalts auf 8 Monate Gefängnis, doch rechnete es ihm
2 Monate für die erlittene Unterſuchungshaft an.

e Trotz geiſtiger Minderwertigkeit beſtraft. Eier, Fleiſch,
Fett, Speck und Brot ohne Karten verſprach die noch nicht 18
Jahre alte L. von hier zu liefern. Sie wendete ſich an ver-
ſchiedene Hausfrauen, die auch faſt alle auf ihren Schwindel
hereinfielen, führte dieſe vor das Haus Neue Promenade 7, ließ
ſich dort das Geld aushändigen und verſchwand dann durch einen
Hausdurchgang nach einer andern Straße. Von dem Schöffen-
gericht war ſie wegen dieſer ſtrafbaren Handlungen zu 9 Monaten
Gefängnis verurteilt worden. Die Sache kam aber vor die
Strafkammer als Berufungsinſtanz, und hier ergab die Beweis-
aufnahme, daß die Angetlagte ejn geiſtig minderwertiges, ſchwach
ſinniges Mädchen iſt, das nur in feinem Triebe nach Genäſchig-
keiten ein gewiſſes Raffinement entfaltet. Das Gericht konnte
ſich aber nicht zu der Annahme entſchließen, daß ibr die zur
Kenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einſicht gefehlt habe,
und verurteilte ſie unter Zubilligung mildernder Umſtände ent-
ſprechend dem Antrag des Stagtsanwalts zu 2 Monaten Ge-
fängnis.

Straßenbahnunfall. Beim Durchfahren der Weiche im
Kleinſchmieden entgleiſte am Dienstag abend ein Anhängewagen der
Linie 4 der Stadtbahn und ſtieß gegen einen vorbeifahrenden Motor-
wagen der Linie 1. Durch den Anprall wurden zwei Fenſterſcheiben
des Anhängewagens zertrümmert, außerdem zwei Männer und ein
10jähriges Mädchen, die auf der Plattform ſtanden. heruntergeſchleudert.
Hierdurch wurde einer der Männer leicht am Kopfe, das Mädchen an
den Händen und Knien verletzt; ſie konnten aber ihren Weg allein
fortſetzen.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Obſt. Freitag vormittag von 8 bis 12 Uhr 45501--52500, nach-

mittag 52501-—659500.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater. Donnerstag gelangt das Luſtſpiel „Moral“ von

Ludwig Thoma, Freitag die Oper „Tiefland“ zur Aufführung. Am
Sonnabend nachmittag wird als Schülervorſtellung bei ganz tleinen
Preiſen Goethes „Jphigenie auf Tauris“ gegeben, Sonnabend abend
„Das Dreimäderlhaus“. Für Sonntag nachmittag iſt die Operette
Die Förſter-Chriſtl“, für abends Richard Wagners „Tannhäuſer“

vorgeſehen.

Aus der Provinz.
Kriegsamt und Arbeitszeit.

Die amtlichen Mitteilungen und Nachrichten des Kriegs
amts ſchreiben

Umfaſſende Maßnahmen ſind getroffen worden, um den
Kohlenverbrauch ſo weit zu ſenken, daß für den Jnduſtriebedarf
und den Hausbrand die unbedingt notwendigen Brennſtoff-
mengen zur Verfügung bleiben. Nicht alles aber kann von der
Verordnungsgewalt der Behörd?n erwartet werden. Freiwillige
Mitarbeit der Bevölkerung iſt unerläßlich. Jeder einzelne ſei ſich
klar, daß er durch Sparſamkeit im Kohlenverbrauch ebenſo
ſelbſtverſtändlich im Verbrauch der wichtigſten Koblenerzeugniſſe:
Gas und Elektrizität ſowohl der Gemeinſchaft wie ſich ſelbſt
einen großen Dienſt leiſtet. Zahlreiche Einzelvorſchläge zur
Kohlenerſparnis ſind von amtlichen Stellen und von der Tages
preſſe gemacht worden. Als ein wichtiges Mittel iſt die möglichſt
weitgehende Anwendung der durchgehenden Arbeitszeit zu be
zeichnen. Unterbrechung der Arbeitszeit bedeutet Vermehrung der
täglichen Heiz- und Lichtſtunden. Beſtie hierfür keine zwingende
Notwendigkeit, ſo werden Kohlen vergeudet. Jeder Betriebsleiter,
jeder Kaufmann, Jnduſtrielle und Gewerbetreibende möge ſich
daher die Frage vorlegen, ob nicht auch für ſeinen Betrieb oder
einzelne Teile desſelben die durchgehende Arbeitszeit ohne be-
ſondere Nachteile zu ermöglichen iſt. Die Verkaufsgeſchäfte mit
Ausnahme der Lebensmittelläden können zweckmäßig an vier
Tagen der Woche mit Eintritt der Dunkelheit, d. h. gegen 5 Uhr,
geſchloſſen werden 2 Tage genügen für alle, die nur des Abends
Zeit zu Einkäufen haben. Dem Bedenken, daß an dieſen zwei
Tagen Verkehrsanhäufungen eintreten werden, wäre durch ent
ſprechende Verteilung der einzelnen Wochentage auf die verſchie-

2 Treppen, Zimmer 71 oder 73, zu melden.

L ſahle. Während der leyten RächteFeld
wurde aus zwei leute aus Kreisfeldund s m den hier rceeeee beim Entwenden
von Kartofſeln abgefaßt.

Merſeburg. Lebensmittelverteilung. Für die Woche
vom 23. bis auf den Kopf der zueteilt: 150 Gramm Kunſthonig zum Preiſe von i aufTengeſchein Nr. 20 1 Suppenwi zum Preiſe von 10 auf

Nr. 21. Verkauf der lten Ware vonDonnerslag den 27. September bis einſchließlich Sonnabend den
39. September. Am Sonnabend 22 wird

reine Fruchtmarmelade hergeſtellt. Von dieſem häu

r ttmarke 40 Gramm Margarine zum Preiſe von 1

Abgabe der für die laufende Woche gültigen Kreisfettmarken i Wer

bekannten en Margarine ausgegeben, und z jede
ennig, aede für Schwerſtarbeiter und Kranke mit dem roten Au rwe

„2 60 Gramm Margarine zum Preiſe von 27 Pfennig.

Durchgehende Arbeitszeit im Landratsamt.
Von Mittwoch an ſind die Dienſtſtunden ſämtlicher in den Kreis-

ſern untergebrachter Bureaus und Kaſſen auf die Zeit von 8 Uhr
vormittags bis 4 Uhr nachmittags feſtgeſetzt worden. Für das Publi-
u find die Bureaus von 8 Uhr vormittags bis 12 Uhr mittags
geöffnet.

Naumburg. Die Eieraufbringung im Stadtkreis
Naumburg nimmt nach einer Anordnung des Magiſtrats die
Stadt wieder ſelbſt. Sie hat zu dieſem Zweck eine Eierſammelſtelle
eingerichtet, die ſich in der Großen Jakobſtraße im Geſchäfte des
Kaufmanns Volk jun. befindet. Die Geflügelhalter dürfen Eier nur
an die vom Magiſtrat beſtellten und von ihm mit einer Ausweiskarte
verſehenen Aufkäufer oder an die Sammelſtelle unmittelbar veräußern.
Jede andre Abgabe von Eiern iſt ſtrafbar. Ueber die abgelieferten
Eier hat der Aufkäufer dem Geflügelhalter Quittung zu leiſten. Die
Zahl der von der Stadt aufzubringenden Eier wird nach Maßgabe
der vorhandenen Hühner auf die einzelnen Geflügelhalter umgelegt
unter Berückſichtigung der Zahl der Wirtſchaftsangehörigen.

Weißenfels. Die Höchſtpreiſe für Fleiſch und
Wurſt ſind herabgeſetzt worden und betragen pro Pfund Rindfleiſch ohne
Knochen 2,30, mit Knochen 2,00, Schweinefleiſch 1,80, Kalbfleiſch 1,80,
Hamnielfleiſch 2,30, grhacktes Fleiſch 2,30, friſche Rot und Leber-
wurſt 1,80, geräucherte Rot- und Leberwurſt 2,00, Schwartenwurſt 60,
Knackwurſt 2,80, Krakauer Wurſt 2,80, geräucherter Speck 2,40,
Schweineſchmalz 2,40, Zunge 2,80, friſche Knochen 0,40 Mark.

Verkauf von Strümpfen im Landkreis. Dem
Landkreis Weißenfels iſt von der Reichsbekleidungsſtelle ein größerer
Poſten Männer und Frauenſtrümpfe zugeteilt worden. Kleinhändlern,
die den Verkauf zu den beſtehenden Bedingungen übernehmen wollen,
wird anheimgegeben, ihre Beſtellung ſchriftlich oder mündlich im Kreis
ſtändehaus, Zimmer 25, bis ſpäteſtens 24. September anzuzeigen.

Die diesjährigen Herbſtferien finden in der
Bürgerſchule, in den vier Volksſchulen und in der Hilfsſchule vom
30. September bis 10. Oktober d. J. ſtatt. Schluß des Unterrichts iſt
Sonnabend den 29. September, Wiederbeginn Donnerstag den II.
Oktober. Der Unterricht der Gewerblichen Fortbildungsſchule wird den
30. September geſchloſſen und Donnerstag den 11. Oktober wieder
begonnen.

Beſtandsfragebogen bei Bezuges ſcheinen
wahrheitsgetren ausfüllen. Es iſt wiederholt vor-
gekommen, daß Beſtandsfragebogen zur Erlangung eines Bezugzs-
ſcheins für Web, Wirk-, Strick- und Schuhwaren wiſſentlich falſch
und unvollſtändig ausgefüllt worden ſind, um dadurch in den Beſitz
eines Bezugsſcheins zu kommen. Der Magiſtrat macht alle Beteiligten
auf das Gefährliche dieſer Handlungsweiſe aufmerkiam, indem er auf
die Strafbeſtimmungen hinweiſt: „Vorſätzlich unwahre oder unvoll

Bezugsſcheinausſtellung zuſtändigen Stellen werden mit Gefängnis bis
zu 6 Monaten oder Geldſtrafe bis zu 15 000 Mark beſtraft.“ Bisher

Fall das Strafverfahren bei der Staatsanwaltſchaft einleiten.

Zeitz. Bevorſtehende Lieferung von Winterge-
müſſe. Ende dieſer oder Anfang nächſter Woche beginnt die Lieferung
von Wintergemüſe: Weißkohl, Möhren, Kohlrüben und Zwiebeln. Der
Verkauf in größern Mengen erfolgt auf dem Güterbahnhof, Kartoffel-
ſchuppen. Es iſt in Ausſicht genommen, auf jede Lebensmittelmarte,
Stammkarte. 25 Pfund jeder Sorte Gemüſe, außer Zwiebeln, auszu
geben. Die Bekanntgabe der zu beliefernden Nummern der Lebens-
mittelkarte erfolgt täglich in den Zeitungen. Die Gemüſe ſind vom
Käufer einzulagern oder durch Schnitzeln für den Winter herzuſtellen,
Verkaufszeit von früh 8 bis abends 6 Uhr. Preiſe, die billigſt be
rechnet werden. erſcheinen in den Zeitungen. Kleinverkauf aller Gemüſe
arten findet weiter in den ſtädtiſchen Verkaufsſtellen ſtatt.

Kleine Chronik.
Grubenunglück.

Am Sonnabend früh ging nach dem „Oberſchleſiſchen Wand-
rer“ auf dem Hohenlohe-Schacht in Sosnitza bei Hindenburg
eine Verbindungsſtrecke zwiſchen den beiden Schächten zu Bruche.
Zwei Schachtaufſeher und ein Hauer wurden getötet und drei
weitere Hauer ſchwer verletzt.

Ein Berliner Hamſter.
Jn Bad Kiſſingen iſt ein Berliner Kurgaſt, dem ein

Friſeurgehilfe 90 Pfund Mehl für 300 Mark verkauft hatte, zu
2000 Mark Geldſtrafe verurteilt worden. Der Friſeur kam mit
150 Mark Geldſtrafe davon.

Der falſche Türke.
Aus Jngolſtadt wird der „Münchner Poſt“ geſchrieben:

Die Zeiten von dazumal, wo ein gewöhnlicher Schuſter jenen
weltbekannten Streich in Köpenick dadurch vollbrachte, daß er
ſeine alten Knochen mit einer Hauptmannsuniform bedeckte, ſind
noch nicht vorüber. Wenigſtens hier nicht. Jrgendein Abenteurer
aus Gottweißwoher fühlte ſich gedrungen, den Schauplatz ſeiner
Tätigkeit an die Ufer der blauen Donau zu verlegen. Er nahm
die Würde eines türkiſchen Oberleutnants an, dichtete einen
hübſchen Roman zuſammen, ſetzte ſich auf die Bahn und landete
wohlgemut in der rühmlich bekannten Schanz. Mit der Pferde
bahn fuhr er zur Stadt und ſtieg im Hotel Wittelsbach ab. Der
Herr ſpielte die Rolle des waſchechten Türken dank der Leichi-
gläubigkeit und Vertrauensſeligkeit hieſiger Kreiſe wochenlang
recht gut. Natürlich machte er die Bekanntſchaft vieler Offiziere
und war bald im Pionierkaſino häufiger Gaſt. Fleißig wurde
auch photographiert; allein, zu zweien, ja mit dem ganzen Ba-
taillon beim Brückenbau. urch die Güte eines Hauptmanns

beſaß, Einblick in manches gewährt, was ſonſt als ſtrenges Ge
heimnis behütet wird. Kurz und gut, der Mann fühlte ſich hier
pudelwohl, trotzdem er als Türke nicht gut katholiſch war und
auch dem Zentrum nicht angehörte. Er wäre ſicher heute noch
da, wenn ja wenn ihm nicht das Geld ausgegangen wäre. Um
ſich Geld zu verſchaffen, wandte er ſich um Vorſchuß an die Zahl
meiſterkanzlei. Und ſiehe da: Während keinem Offizier einge-
fallen war, Mißtrauen gegen den Fremden zu hegen, der Zahl-
meiſter ſchöpfte Verdacht. Nun werden die Papiere genauer
unterſucht. Viel wurde hin und her geraten, telephoniert und
telegraphiert. Am Ende ſtellte ſich s heraus, daß der „Türke
alle an der Naſe herumgeführt hatte. Er war entweder ein
Hochſtapler oder vielleicht gar ein ſchlimmerer Geſelle. Wie
man hört, ſoll der angebliche Osmane ein geborner Däne ſein.
der von der Polizei u. a. wegen eines Juwelendiebſtahls geſucht
wird. Allgemeines Gelächter folgte dieſer heilloſen Blamage.
An Witzen und Spötteleien gegenüber den beteiligten Herrſchaften

denen Geſchäfte zu begegnen. fehlt es ſelbſtverſtändlich ebenfalls nicht.
s

hat er Anzeigen unterlaſſen, für die Zutunft wird er aber über jeden

wurde dem Herrn Türken, obwohl er keine richtige Legitimation

ſtändige Angaben auf den Fragebovgen wie überhaupt vor den für die
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